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§ 1. Einleitung. 


Als Börſengeſchäfte bezeichnet man die Rechtsgeſchäfte, 
welche über ſolche Gegenſtände abgeſchloſſen werden, die an 
der Börſe zum Handel zugelaſſen ſind und deren Abſchluß 
gewöhnlich auch dort erfolgt). 

Nur daß letzteres kein Begriffsmerkmal iſt, da alle Börſen⸗ 
geſchäfte auch außerhalb der Börſe abgeſchloſſen werden 
können. S. Bed. d. BFB. § 14, Abſ. 9 

Die Börſengeſchäfte unterſtehen in ihrer Eigenſchaft als 
Handelsgeſchäfte, zu denen fie gemäß HGB. § 1, Abſ. 2 ge⸗ 
hören werden, da einer der Kontrahenten ſtets Börſen⸗ 
kaufmann oder Bankier ſein wird, den Regeln des Handels⸗ 
geſetzbuches über den Kauf und weil dieſe Materie vom HGB. 
nicht erſchöpfend geordnet iſt, gemäß EG. Art. 2, auch den 
Regeln des BGB. Da aber in beiden Geſetzbüchern die 
Vertragsfreiheit möglichſt gewahrt iſt, und nur wenige 
zwingende Vorſchriften gegeben ſind, iſt es den Parteien 
unbenommen, die vom Geſetz aufgeſtellten Vorſchriften auf⸗ 
zuheben oder zu modifizieren. 

Dies iſt für die Börſengeſchäfte in größerem Maße ge⸗ 
ſchehen durch die ſog. Ufancen der einzelnen Börſen, deren 
Aufſtellung und Veröffentlichung bezweckt, den Vertragsteilen 
die beſondere, aber doch jedesmal gleichmäßig wiederkehrende 
Geſchäftsverabredung zu erſparen, indem im Zweifel an⸗ 
genommen wird, daß die Kontrahenten das übliche d. h. das 
in den Uſancen Enthaltene gewollt haben. Solche von den 
Fondsbörſen veröffentlichte Uſancen bezeichnen ſich ſelbſt 
meiſtens als „Bedingungen“. Sie ſind aus den ſtändigen 
Klauſeln in den Schlußſcheinen der Makler hervorgegegangen 2) 


1) Endemann, Bd. 3, S. 1. Coſack, S. 367 HR. 
2) Hahn, ©. 8. 
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und werden jetzt von den Organen der Börſe, in Berlin 
unter Genehmigung der Alteſten der Kaufmannſchaft feſt⸗ 
geſetzt und veröffentlicht, daher es nicht genügt, daß Uſancen 
ohne Sanktion des Börſenvorſtandes tatſächlich in Geltung find. 

Was dieſe Uſancen juriſtiſch betrachtet eigentlich ſind, 
iſt in der Literatur ſtreitig. Allgemein abgelehnt wird die 
Auffaſſung, daß es ſich dabei um Gewohnheitsrecht handle 
vor allem von Coſack (HR. § 74, 20), der dies damit be⸗ 
gründet, daß die Uſancen oftmals beſtimmen, daß eine 
Regel, die im Jahre 1896 noch unangefochten galt, vom 
1. Januar 1897 ab außer Kraft treten ſolle; daß eine ſolch 
ſcharf umſchriebene Rechtsänderung aber weder durch Ge⸗ 
wohnheitsrecht noch durch Handelsſitte bewirkt werden könne. 
Inwieweit ſich dem widerſprechen läßt ſ. u. A. 4, doch liegt 
wohl das Hauptargument darin, daß es ſich hier um einen 
bloß faktiſchen Gebrauch handelt, der aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen geübt wird, nicht jedoch um die bewußte und gewollte 
Betätigung eines beſtehenden Rechtsſatzes; es fehlt alſo an der 
für das Gewohnheitsrecht erforderlichen opinio necessitatis y). 
Hieraus ergibt ſich die Folgerung, daß, ſobald letztere hinzu⸗ 
kommt, der Weg gegeben iſt, auf welchem aus dem bloß 
faktiſchen Gebrauch ein wirkliches Gewohnheitsrecht entſte hen 
kann 2). Sind alſo die Uſancen im allgemeinen als Ge⸗ 
wohnheitsrecht nicht anzuſehen, ſo bleibt die Möglichkeit, ſie 
für autonomiſche Satzungen kaufmänniſcher Kreiſe zu halten, 
oder nur für einfache Sammlungen von Normativ⸗ 
beſtimmungen der Handelsgeſchäfte s)). Erſtere Meinung wird 


. 1). Staul, Kom. z | HGB., 8. Aufl., S. 11. Rieſenfeld, Brest. 


Hoͤlsgbr. 00, S. XVI. A. M. Dauz in Iher. Ihrb. 38, S. 459, cf. der⸗ 
ſelbe, Ausleg. d. Rechtsgeſch., 2. Aufl., S. 183 a b. 

2 . Odbch. d. SR, ©: 45. Solbjämibt; Hdoch. d. OR. L; 
©. 333. 

— 050 gaband, gitär; ae 17, ©. 482, a. a. = S. 364. Lhrbch. . 
Gdlerchts. S. 51. 
„ 9 Dauz 1. e., S. 1865 und ebenſo Gareis p- 49 11 betrachtet ſie 
zunächſt als ein die Mitglieder bindendes Statut. Da dieſes Dritten 
gegenüber keine Wirkung haben kann, ſpricht D. ihnen dann den 
Charakter der Verkehrsſitte zu und zwar fo, daß ſich auf Grund öfteren 


von Coſack vertreten, auch Lehmann ſcheint ihr zuzuneigen 
unter der Begründung, daß andernfalls der Beweis, daß 
die Partei den Handelsgebrauch nicht kannte oder ſich ihm 
nicht unterwerfen wollte, die Kraft der Uſance aufheben 
würde, während doch vielmehr alle Geſchäfte nach Maßgabe 
derſelben zu beurteilen ſeien. Dieſe Kraft der Uſancen läßt 
ſich jedoch daraus erklären, daß unter Geſchäftsleuten, für 
die allein jene in Betracht kommen, ſtets der Wille vorhanden 
iſt und als ſelbſtverſtändlich angenommen werden muß), 
gemäß der herrſchenden Sitte zu verfahren, ein Satz, der 
ja im bürgerlichen Recht ausdrücklich ausgeſprochen iſt 
(BGB. § 157). Daß es hier einer Kenntnis der Verkehrs⸗ 
ſitte nicht bedarf, ergibt ſich aus 8 119 BGB.). Denn 
da der Sprachgebrauch die allgemeinſte Verkehrsſitte ift und 
die dem Sprachgebrauch entſprechende Folge eintritt, auch 
wenn einer der Kontrahenten ihn nicht genau gekannt hat, 
ſo muß dasſelbe auch für andere Verkehrsſitten gelten, da 
es ſich auch bei ihnen um Auslegung von Willenserklärungen 
handelt. Dieſer Satz von der Geltung der Verkehrsſitte 
iſt im HGB. § 346 als getreue Anwendung der Regel des 
BGB. auf den Handelsverkehr ausdrücklich wiederholt worden. 
Aus dieſem Grunde haben alſo die dem einen der beiden 
Kontrahenten oder ſogar die allen beiden unbekannten 
Uſancen ihre Geltung ) ). Sie bleiben aber immerhin 


Handelns nach ihnen zunächſt ein Handelsbrauch unter beiderſeitigen 
Kaufleuten, danach eine allgemeine Verkehrsſitte entwickelt hat. Trotz⸗ 
dem erkennt er ihre ſofortige Geltung auch Dritten gegenüber an, bleibt 
freilich eine Erklärung dafür ſchuldig. 
)) Coſack, HR. 8 231 und ERG., Bd. 42, ©. 147. 

9) ef. Dauz, Ausl. d. R., S. 110. Bi 

) Dauz, Aust. d. R., S. 183/184. cf. auch S. 110, Nr. 5. 

4) Wenn Coſack a. a. O. dagegen hält, daß der Börſenvorſtand nicht 
beſtimmen kann, was vom 1. Januar 1897 ab „Sitte“ ſein wird, ſo 
läßt ſich erwidern, daß es ſich hier nicht um willkürliche Feſtſetzungen 
handelt, ſondern um einfache Aufzeichnungen der 3. Z. in Übung be⸗ 
findlichen oder ſich Geltung verſchaffenden Gebräuche und es braucht 
nicht hervorgehohen zu werden, daß die Handelsſitte wie jede andere 
Sitte Anderungen unterliegt. Auf die Säufigteit der wer kann es 
dabei nicht ankommen. 0 


==, 10:2 


Beſtandteile einer eventuell fingierten Willenserklärung ) 
und ſetzen demnach Bewußtſein von dem zu Wollenden wie 
jede andere Willenserklärung voraus ), nur daß das Wollen 
nicht auf den Handelsgebrauch ſelbſt, ſondern auf die 
Verkehrsſitte geht, dieſe aber die Anwendbarkeit der mehr 
oder weniger oder der überhaupt nicht bekannten Uſancen 
nach ſich zieht, weil eben dies das Gewöhnliche, Regel⸗ 
mäßige iſt. 

Während das Gefagte von allen Uſancen gilt, wird die 
Macht der Uſancen, ſoweit es ſich wie hier um ſolche handelt, 
die von einer Börſe veröffentlicht werden, noch dadurch ge⸗ 
ſteigert, daß nur beſtimmte Perſonen zum Börſenhandel 
zugelaſſen ſind, ck. o., dieſe aber ſelbſtverſtändlich die Handels⸗ 
ſitte an der Börſe d. h. Uſancen kennen müſſen s). Daher 
hat das OHG. entſchieden: 

„Daß gegen die Anwendbarkeit der Uſanee ſich 
nicht einwenden laſſe: bei dem betreffenden Geſchäfte 
ſei auf die Uſancen nicht beſonders Bezug genommen, 
denn es ſei ein dringendes Bedürfnis, die Uſancen 
einer beſtimmten Börſe für die betreffenden Geſchäfte 
zur Sicherung beider Teile für maßgebend zu er⸗ 
klären, und wenn eine Partei ſich in Börſengeſchäfte 
einläßt, ſo könne ſie nicht einwenden, dieſe oder 
jene Uſance ſei ihr unbekannt geblieben, ſondern 
ſie hat die Pflicht, ſich danach zu erkundigen.“ 

Anders verhält es ſich nur mit den Börſengeſchäften, die 
außerhalb der Börſe geſchloſſen werden, auf ſie finden die 
Bedingungen allein dann Anwendung, wenn die Kontrahenten 
dies ausdrücklich gewollt haben, während ſonſt, abgeſehen 
von beſonderen Vereinbarungen oder überhaupt im all⸗ 
gemeinen Handelsverkehre geltenden Gewohnheiten und Ge⸗ 
bräuchen die geſetzlichen Regeln zur Anwendung gelangen“) 5). 

5) So ROG. Bd. XIII, S. 370, XV, S. 251, XVII, S. 335. 
A. M. Düringer⸗ Hachenburg, Kom. z. HGB. II. S. 206 ll. 

2) Rieſenfeld a. a. O. S. XXX. 

3) OHG. V. S. 185, cf. Dauz, Ausl. d. R., S. 185. 

4 Coſack HR. § 82. 

6) Von Bedeutung iſt auch die regelmäßige Unterwerfung der Parteien 


een 


Wir haben alſo in den Uſancen weiter nichts als ein 
Interpretationsmittel zur Auslegung von Willenserklärungen 
zu ſehen, einen allgemeinen aufgeſtellten typiſchen Vertrags⸗ 
inhalt, eine ſtillſchweigende lex contractust). — Dem⸗ 
entſprechend kann die Geltung der Uſancen einfach aus⸗ 
geſchloſſen werden durch eine dahingehende ausdrückliche 
Erklärung ), während fie andererſeits gegen abſolute zwingende 
Geſetzesbeſtimmungen nicht aufkommen kann, ſondern nur 
diſpoſitiven Beſtimmungen gegenüber durchgreift, ein Punkt, 
der weiter unten von Bedeutung fein wird. 

Sind nun auch die direkten Anhaltspunkte, die das Geſetz 
bezgl. der Geltendmachung des Schadenserſatzes wegen Nicht⸗ 
erfüllung gibt, äußerſt gering, ſo iſt es bei der lokalen 
Einſchränkung und nichterſchöpfenden Faſſung der Bedingungen 
doch angebracht, zu beachten, wie ſich die Zwangsregulierung 
nach den allgemein geſetzlichen Vorſchriften geſtaltet. 


8 2. Begriff der Swangsregulierung. 


Vorausſetzung der Zwangsregulierung iſt Erfüllungs⸗ 
verzug eines der beiden Kontrahenten, dem nichtſäumigen 
Teile ſteht dann neben dem Recht, vom Vertrage zurück⸗ 
zutreten oder Erfüllung zu verlangen auch das Recht zu, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu fordern und zu 
deſſen Feſtſtellung die Zwangsregulierung vorzunehmen. 


unter das Börſenſchiedsgericht. Eine ſolche Beſtimmung, wie ſie die 
meiſten Börſenordnungen enthalten, daß jede Schlichtung von Börſen⸗ 
ſtreitigkeiten unter Ausſchluß des ordentlichen Gerichts allein durch das 
Börſenſchiedsgericht zu erfolgen habe, wurde als dem S 1026 CPO 
widerſprechende Bindung der Börſenbeſucher ſtets der Gültigkeit ent⸗ 
behren, wie Kiſch nachgewieſen hat, daß ſie in Wirklichkeit trotzdem 
Geltung hat, beruht darauf, daß ſie eben den Inhalt einer Uſance bildet 
d. h. auf dem ausgeſprochenen oder mutmaßlichen Willen der Parteien 
Beruht; und dieſen ſteht es frei, ſich bei Entſtehung von Börſengeſchäfts⸗ 
ſtreitigkeiten gemäß § 1026 CPO. dem Schiedsgericht zu unterwerfen. 
Rhein. Zeitſchr. 1909, S. 13ff. 

1) Laband Z., Bd. 17, S. 466 ff., insb. S. 481, Behrend § 18, Rieſen⸗ 
feld S. XXX, Gareis S. 412. 

2) Eing. d. Bed. d. BFB. 


Dieſe beſteht darin, daß der im Vertrage feſtgeſetzte Preis 
von demjenigen Preiſe abgezogen wird, der in dem maß⸗ 
gebenden Zeitpunkte grundſätzlich alſo dem des Verzuges der 
herrſchende iſt oder umgekehrt!). Dieſer letztere Preis wird 
verſchieden ermittelt, entweder abſtrakt, indem er für die be⸗ 
treffenden Waren oder Wertpapiere aus dem Kurszettel ent- 
nommen wird oder konkret dadurch, das der nichtſäumige 
Teil ein Deckungsgeſchäft vornimmt, daß in einem Deckungs⸗ 
kauf bezw. Verkauf, auch Selbſthilfeverkauf genannt, beſtehen 
kann und wobei als konkret erwachſener Schaden das gilt, 
was der Verkäufer weniger enthält, der Käufer mehr zahlt 
als bei dem vertraglich feſtgeſetzten Preiſe zuzüglich der durch 
das Deckungsgeſchäft entſtandenen Koſten wie Maklergebühr 
uſw.?). Die Ware iſt alſo noch nicht dem Käufer übergeben 
bezw. von ihm nicht abgenommen und andererſeits der Preis 
nicht bezahlt. Die konkrete Schadensberechnung kann auch 
ſo geſchehen, daß der durch den Verzug dem anderen Teile 
erwachſene beſondere Schaden berechnet wird, z. B. durch den 
Nachweis, daß dieſer ſich zu einer Vertragsſtrafe verpflichtet 
habe, falls er ſeinerſeits nicht rechtzeitig erfülle und daß ihm 
nun infolge Verzugs die Erfüllung unmöglich und dadurch 
die Vertragsſtrafe fällig geworden jei?), jedoch iſt bei Börſen⸗ 
geſchäften die erſtere Art die allein in Betracht kommende. 


§ 3. Dorausſetzungen der Swangsregulierung. 


I. Die Zwangsregulierung nach den allgemeinen 

5 geſetzlichen Regeln. DR 

| A. Bei gewöhnliden Börfengerhäften. 

Da im HGB. über die Geltendmachung des Schadens⸗ 
erſatzes wegen Nichterfüllung nur der 8 376 für Fixgeſchäfte 
eingehende Vorſchriften gibt, kommen in allen übrigen Fällen 
die allgemeinen Regeln des BGB. zur Anwendung. Ebenſo 
beantwortet ſich die Frage nach den Vorausſetzungen der 

5) Coſack BK. 02, I, § 123, 5. Coſack, 8 76, 3 


2) Lehmann, S. 509. Diſſ. Erl. 99, S. 8. 
3) Lehmann⸗Ring § 376, Nr. 55. 
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Zwangsregulierung, vor allem dem Verzuge nach bürgerlichem 
Recht, ſodaß alſo Fälligkeit der Leiſtung, regelmäßig Mahnung 
und ſchuldhafte Nichterfüllung vorliegen muß, wobei jedoch 
Handelsgebräuche zu berückſichtigen ſind. Nur das Börſen⸗ 
geſetz 8 62 enthält in einem ſpeziellen Falle, nämlich bei 
Börſentermingeſchäften in Waren eine abweichende Regelung 
zwingenden Rechts, indem der Verkäufer, der nach erfolgter 
Kündigung eine nicht vertragsmäßige Ware liefert, ſchon 
hierdurch in Verzug mit den Folgen des § 376 geraten ſoll, 
auch wenn die Lieferungsfriſt noch nicht abgelaufen iſt. 
Doch bezieht ſich dieſe Vorſchrift nicht auf den Effektentermin⸗ 
handel, weil hier vor ultimo nicht erfüllt werden darf). 

Was den Verzug des Käufers anbelangt, ſo kommt der 
Abnahmevertrag desſelben hauptſächlich in Betracht, wenn 
dieſer auch, da es ſich um Zug um Zug zu erfüllende Ver⸗ 
träge handelt?), mit dem Zahlungsverzug zuſammenfallen 
wird. Doch hat der Verkäufer an der Abnahme der Waren 
und Wertpapiere ein größeres Intereſſe, da dieſe den 
Schwankungen der Kurſe unterliegen, während die Zahlung 
andererſeits bei einem großen Teil der Geſchäfte nicht auf 
direktem Wege erfolgt). So ſprechen auch die Frankfurter 
und Hamburger Bedingungen nur von einem Abnahme⸗ 
verzug, nicht allgemein von einem Erfüllungsverzug wie die 
Berliner. In der Literatur iſt die Frage ſtreitig, ob bei 
bloßem Abnahmeverzug dem Verkäufer auch das Recht auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zuſteht. Das Reichs⸗ 
gericht!) hat dieſe Frage im Anſchluß an Staub verneint, 
da es ſich nicht um Verzug mit der Hauptleiſtung handelt. 
Demgegenüber hat Fleckb) darauf hingewieſen, daß $ 438 
BGB. den Käufer zur Abnahme verpflichtet, ſich dieſer alſo 
ebenfalls als eine Leiſtung charakteriſiere und es iſt aus dem 
Wortlaut nicht zu entnehmen, daß nur eine der beiden 


1) Staub, Nachtrag, Anm. 85. 

2) Trumpler, Z. f. H., Bd. 50, S. 391. 

8) Düringer-Hachenburg, § 376, 1. | | 
4) Bd. 56, S. 141. Bd. 57, S. 112. Exkurs zu 374, Anm. 140ff. 
5) Arch. f. Bürg. Recht, Bd. 11, S. 223 ff. | | 
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Leiſtungen die weſentliche fein ſoll. Dieſe Anſicht ſtützt ſich 
nicht nur auf das Geſetz!, ſondern verdient auch aus 
praktiſchen Gründen den Vorzug, da ſie den Verkäufer nicht 
auf den umſtändlichen Selbſthilfeverkauf ($ 373 HGB.) be⸗ 
ſchränkt ). Teilweiſe kommt hierin auch die andere An⸗ 
ſchauung entgegen, indem man dem Maſſeverkäufer die 
Rechte aus § 326 zubilligts). Praktiſch wird dieſe Frage 
bei Börſengeſchäften nicht werden, da es ſich wie ſchon oben 
bemerkt, um gegenſeitig ſofort zu erfüllende Verträge handelt, 
weil anders ſie in die Form des Börſenhandels nicht hinein⸗ 
paſſen würden. | 

Eine weitere Vorausſetzung der Zwangsregulierung ift, 
ſofern es ſich nicht um Fixgeſchäfte handelt, die vorläufig 
außer Betracht bleiben ſollen, die Setzung einer Nachfriſt 
von ſeiten des nicht ſäumigen Teils, die zugleich mit der 
Mahnung verbunden werden kann)), nach deren Ablauf er 
die Leiſtung nicht annehmen zu wollen erklärt)). Zur Be⸗ 
ſtimmung der Nachfriſt iſt er geſetzlich verpflichtet und eines 
Nachſuchens des ſäumigen Schuldners, wie es das ältere 
Recht verlangte 6), bedarf es heute nicht mehr, denn $ 326 BGB. 
verlangt, daß der Gläubiger eine Friſt „beſtimme“, d. h. es 
ſelbſtändig tue und ſpricht nicht vom „gewähren“ derſelben, 
wie Art. 356 a. HGB., welcher Ausdruck allerdings ein 
Bitten vorausſetzt)). Die Nachfriſt braucht nur dann nicht 
geſetzt zu werden, wenn der Gläubiger an der Erfüllung 
des Vertrages kein Intereſſe mehr hats). Sie ſoll dazu 
dienen, dem Säumigen Gelegenheit zu geben, ſeine Mora 


1) Ebenſo Oberlandesgericht Hamburg u. Marienwerder, Bd. 4, 
S. 224 u. Bd. 6, S. 50. 

2) Lehmann⸗Ring, § 376, Nr. 5, Düringer⸗ Hachenburg, S. 109/10. 

8) ci. Reichsgericht, Bd. 53, S. 164/65. 

4) RG. II. Urt. v. 15. 2. 07. Leipz. Ztſch. I, S. 342. 

5) BGB. § 326. | 

6) Oberlandesgericht Bd. 8, S. 128. Reichsgericht Bd. 1, S. 248, 
Bd. 5, S. 104. 

7) OHG. Bd. 8, S 129. Staub, Anm. 83 zu Exkurs 374. 
Lehmann⸗Ring § 376, Nr. 35. : | 

8) 8 326, Abſ. 2, BGB. 


zu purgieren, um ihn vor ungerechtfertigten Härten zu 
ſchützen, weil er oft trotz aller Sorgfalt ſie nicht verhindern 
kann, da er ſelbſt von anderen wie Vormännern uſw. ab⸗ 
hängig iſt ), daher iſt es notwendig, daß die Friſt auch 
dazu geeignet, daß ſie angemeſſen iſt, was darunter zu ver⸗ 
ſtehen ſei, wird ſich nach den beſonderen Umſtänden richten, 
grundſätzlich wird ſie aber kürzer ſein als die urſprüngliche 
Erfüllungsfriſt ), da der Säumige wenigſtens ſchon etwas 
getan haben muß, um die Leiſtung zu bewirken und bei 
Börſengeſchäften insbeſondere wird ſie wegen der Kurs⸗ 
ſchwankungen auf das geringſte Maß beſchränkt ſein, daher 
kann eventuell auch die Aufforderung zur ſofortigen Er⸗ 
füllung die Setzung einer angemeſſenen Friſt enthalten, 
dann nämlich, wenn der Nichtſäumige berechtigt iſt, dem 
Gegner eine dem Ausdruck „ſofort“ entſprechende kurze Friſt 
zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit zu ſetzen s). Iſt die ge⸗ 
ſetzte Friſt nicht angemeſſen, ſo fragt ſich, ob ſie überhaupt 
eine Wirkung äußert. Verneint wird dieſe Frage von 
Lehmann-Ring)) und Makomerd), während Cojad®) fie 
bejaht und ſie zur angemeſſenen Friſt ergänzt wiſſen will, 
was ſowohl den Verkehrsbedürfniſſen wie dem Willen der 
Partei mehr entſpricht. In dieſem Sinne hat das Reichs⸗ 
gericht) entſchieden 
„wer eine Friſt zur Leiſtung ſetzt, gibt entſchieden 
damit zu erkennen, daß er bereit ſei dem Geſetz zu 
genügen. Hat er dabei die Friſt zu kurz bemeſſen, 
ſo iſt es nur eine im Intereſſe aller Beteiligten 
liegende und ſtatthafte Ergänzung der von ihm ab⸗ 
gegebenen Willenserklärung, wenn ſeiner Beſtimmung 


1) OHG. Bd. 8, S. 126. 

2) OHG. Bd. 13, S. 193. 

8) Könige in Leipz. Zeitſchr. 07, S. 48. 

4) Lehmann⸗Ring, 8 376, Nr. 35. 

5) Makower, S. 1137. 

6) Bürgerl. Recht I, S. 346. Ebenſo Deruburg, Bürgerl. Dei I, 
S. 256 und Könige a. a. O. 

7) Bd. 56, S. 234. 
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die Wirkung beigelegt wird, daß er bereit ſei, die 
ausſtehende Leiſtung innerhalb derjenigen Friſt noch 
anzunehmen, die nach Lage der Sache als die ange⸗ 
meſſene Friſt zu gelten hat. Die Folge einer zu 
kurzen Friſtbeſtimmung iſt deshalb die, daß der 
Säumige binnen angemeſſener Friſt noch erfüllen 
darf, nach Ablauf einer ſolchen aber die Erklärung 
des Nichtſäumigen in Wirkſamkeit tritt.“ 

Da der Nichtſäumige ſelbſt dann zur Friſtſetzung ver⸗ 
bunden iſt, wenn die Ware Kursſchwankungen ausgeſetzt 
iſt ), wird man im Intereſſe des Gläubigers eine purgatio 
morae nur dann anerkennen können, wenn der Säumige 
dem Gläubiger durch die Friſtſetzung entſtandenen Schaden 
mitdeckt?). Der Nichtſäumige kann alſo die Differenz zwiſchen 
Vertragspreis und dem Preiſe der Zwangsregulierung nicht 
nur in der Höhe geltend machen, wie ſie ſich am Tage des 
Verzuges darſtellte, dieſes wäre nur das Mindeſtmaß ſeiner 
Schadenserſatzforderung wegen Nichterfüllung), ſondern auch 
wie ſie am Ablaufe der Nachfriſt beſteht. Das Recht des 
nichtſäumigen Käufers — für ihn werden ſich einige Beſonder⸗ 
heiten ergeben, da ihm Waren, nicht nur Geld geſchuldet 
werden — geht aber noch weiter, denn, da er, falls der 
ſäumige Verkäufer rechtzeitig geleiſtet hätte, jede günſtige 
Konjunktur zum Verkauf hätte in dieſer Zeit benützen können 
und ihm jener das ganze Intereſſe wegen Nichterfüllung 
ſchuldet, kann der Käufer den günſtigſten Zeitpunkt ſeiner 
Schadensberechnung zugrunde legen, ſofern nach den ge⸗ 
troffenen Vorbereitungen anzunehmen war, daß er ihn wirklich 
ausnutzen wollte). Jedoch darf der nichtſäumige Kontrahent 
nicht die Lage des Anderen durch ungerechtfertigte Setzung 
einer Nachfriſt abſichtlich verſchlechterns), das verſtieße gegen 
Treu und Glauben, ſo z. B. im Falle des § 326, Abſ. 2 


1) OHG. Bo. 3, S. 212. 

2) Lehmann⸗Ring, 8 376, Nr. 52. 
3) RG. Bd. 6, S. 59. ae 

4) Coſack HR., S. 402. 

5) OHG. 13, S. 246. 
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BGB., es fei denn, daß gerade aus bejonderen Gründen 
ein Erfolg zu erhoffen wäre!), oder wenn der Säumige 
Erfüllung definitiv verweigert ?). Doch iſt dieſe Frage in 
Literatur und Rechtſprechung ſehr beſtritten, da ſie geſetzlich 
nicht normiert iſt und die Materialien auch keinen Anhalt 
gewähren. Nur in der Denkſchrift zum Entwurf eines 
Handelsgeſetzbuches ?) wird darauf hingewieſen, daß nach all⸗ 
gemeiner Rechtſprechung dem Schuldner in einem ſolchen 
Falle eine Nachfriſt nicht zuſteht und dieſe Anſchauung der 
Natur der Sache wie den Erforderniſſen des Handelsverkehrs 
entſpricht. Auch wird ihre Geltung für das BGB., das in 
dieſer Beziehung nichts anderes vorſchreibt, angenommen. 
Vergleicht man damit die Denkſchrift zum Recht der Schuld⸗ 
verhältniffe*), die beim Verzuge ſagt, daß im Anſchluſſe an 
die Vorſchriften des Artikels 354—56 a. HGB. der Entwurf 
dem Gläubiger die im § 326 vorgeſchriebenen Rechte gewähre, 
ſo wird man unter Berückſichtigung der Auslegung die Art. 356 
in Verbindung mit Art. 279 erfahren hats), obiger Annahme 
nicht widerſprechen wollen. Hierauf nimmt auch das Reichs⸗ 
gericht) Bezug und fügt hinz: 

„Wer Vertragserfüllung entſchieden verweigert. 
gibt deutlich zu erkennen, daß er weder eine Friſt 
zur Erfüllung begehre, noch von einer ihm geſetzten 
Friſt Gebrauch machen will. Seine Weigerung 
enthält alſo einen Verzicht auf das Erfordernis der 

Friſtbeſtimmung“ )). 

Anderer Meinung iſt Brüdmann?), der als Folge 
davon nur anerkennen will, daß ein „doloſer, ſchikanöſer, 
böswilliger Schuldner beſſer geſtellt iſt, als ein anſtändiger 
und gewiſſenhafter“, doch iſt dieſer Auffaſſung entgegenzu⸗ 

1) Staub, Exkurs zu 374, Anm. 62. 

2) cf. Leipzig. Ztſchrft. I, S. 904. 

8) ©. 3247. 

4) S. 49. 

5) OHG. 8, S. 16 u. 129. 9, S. 347. 10, S. 164. 

6) RG. Bd. 7, S. 44. 


7) Ebenſo Dernburg, Bürgerl. Recht 2, S. 255. 
8 DIß. 02, S. 220. 
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halten, daß, wenn man dem Nichtſäumigen hier die Pflicht 
auferlegt, die Nachfriſt zu ſetzen, man ihm doch auch das 
Recht dazu zugeſtehen muß und damit ergiebt ſich der andere 
Übelftand, daß hiermit dem nichtſäumigen Teil die Möglichkeit 
gegeben iſt, auf Koſten des anderen zu ſpekulieren. Wenn 
es ferner für zweifelhaft erklärt wird), ob das Reichsgericht 
mit einer derartigen Auslegung einer doch bis zur Fälligkeit 
noch widerruflichen Erklärung den Gewohnheiten und Ge⸗ 
bräuchen des Handelsverkehrs entſprochen hat, ſo wird jeden⸗ 
falls hinſichtlich der Börſengeſchäfte dieſer Zweifel beſeitigt, 
indem die Bedingungen der Berliner Fondsbörſe dem nicht⸗ 
ſäumigen Kontrahenten die Pflicht auferlegen, ſofort zur 
Zwangsregulierung zu ſchreiten, wenn der Säumige erklärt, 
nicht erfüllen zu wollen . 


§ 4. Die Schadensliquidation. 


a) Abſtrakte Berechnung. 

Iſt alſo dieſen beiden Erforderniſſen genügt, d. h. iſt der 
Schuldner im Verzug und ihm eine angemeſſene Nachfriſt 
geſetzt, ſo kann der nichtſäumige Teil nach deren Ablauf 
in der oben angedeuteten Weiſe die Zwangsregulierung vor⸗ 
nehmen. Er iſt dabei an die einmalig gewählte Art der 
Berechnung nicht gebunden, ſondern kann von der abſtrakten 
auf die konkrete Schadensliquidation und umgekehrt über⸗ 
gehen?) ), was für ihn beſonders dann von Intereſſe ſein 
wird, wenn er z. B. ein Deckungsgeſchäft vorgenommen hat, 
das den Anforderungen nicht entſpricht. Freilich iſt der 
Grundſatz der abſtrakten Schadensberechnung nur im 
§ 376 HGB. für Fixgeſchäfte ausgeſprochen, doch dürfte die 
herrſchende Anſicht dahingehen, ihn auch auf die anderen 
Handelskäufe auszudehnen, ſo hat ſchon das Reichsgericht 


1) Simonſohn, a. a. O. S. u 

2) Bed. d. Berl. Fonds börſe, § 1 

8) Staub, Exkurs zu 374, Anm. 185 

4) Urt. d. RG., II Z. S. vom 29. 5. 06, Monatsſchrift f. Dardelsrect 
u. Bankweſen, Bd. 15. 
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in Band I, S. 241 im Anſchluß an die Rechtsſprechung 
des OHG. ausgeſprochen ), daß das Prinzip des Art. 357, 
Abſ. 3, a. HGB. obwohl nur für Fixgeſchäfte beſtimmt, doch 
weil es aus einer allgemeinen Natur der Sache folge, den 
Umſtänden nach auch auf Nichtfixgeſchäfte anwendbar ſei 
und ebenſo ſteht eine neue Entſcheidung des Reichsgerichts 
auf dem Boden dieſer ſogenannten Differenztheorie ). 

In der Tat hat auch die abſtrakte Berechnung den großen 
Vorzug für ſich, auf den auch die Denkſchrift hinweiſt, daß 
ein weiterer Preisdruck vermieden wird, den die konkrete 
notwendigerweiſe dadurch zur Folge hat, daß das Angebot 
oder die Nachfrage um die betreffende Menge Waren oder 
Wertpapiere ſteigt und der feſtzuſtellende Preis als ſchon 
hierdurch wider Willen beeinflußt iſts). Auch iſt ihre Vor⸗ 
nahme bequemer als die der konkreten, aber dieſen beiden 
ſteht der Nachteil gegenüber, daß ſie für den Nichtſäumigen 
zu einem wenig günſtigeren Reſultat führt, denn geſetzt auch 
den Fall, daß der Wert, den die Sache zur Zeit der Zwangs⸗ 
regulierung hatte, mit dem Preiſe des Deckungskaufs über⸗ 
einſtimmt, d. h. abſtrakte und konkrete Schadensberechnung 
an ſich zu demſelben Ergebnis führen)), fo wird bei der 
konkreten Berechnung der nichtſäumige Käufer doch einen 
Vorteil haben, denn da er ja nun die Sache hat, konnte er 
durch Weiterverkauf einen Gewinn machen, hat er aber den 
Schaden abſtrakt berechnet, ſo kann er die Vergütung dieſes 
etwaigen Gewinnes nicht beanſpruchen ?). Dem ſchließt ſich 
der zweite Fehler an, daß die abſtrakte Schadensberechnung 


1) OHG. Bd. 8, S. 20. Bd. 9, S. 317, 349. Bd. 10, S. 151, 171. 
Bd. 13, S. 105. 

2) A. M. Adler: Archiv f. b. R., Bd. 17, S. 139. Eine Verpflichtung 
des Nichtſäumigen ſich zu einem niedrigeren als dem Börſen⸗ oder 
Marktpreiſe einzndecken, beſteht nur, wenn die Umſtände unter Be⸗ 
rückſichtigung der im kaufmänniſchen Verkehr erforderlichen Sorgfalt es 
dringend verlangen, eine Ausdehnung des Schadens zu verhüten. 
Urt. d. RG. v. 13. 11. 08, Bank⸗Archiv 08/09, S. 244. 

3) Denkſchrift S. 3246. 

4) Coſack, Bürgerl. Recht § 123, 5, b. 

5) OHG. Bd. 18, S. 216. 
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oft nicht den gewünſchten Erfolg haben wird und zwar 
immer dann, wenn der Nichtſäumige ein dringendes In⸗ 
tereſſe an der Erfüllung ſelbſt hat, denn der durch den Kauf 
bezweckte Erfolg tritt ja nicht ein, er bekommt nicht die ge⸗ 
wünſchte Ware oder behält die Ware, die er gerne verkaufen 
möchte und bekommt nicht das Geld. Infolgedeſſen iſt die 
abſtrakte Schadensberechnung von den Börſenbedingungen 
meiſtens nicht erwähnt. Die Zwangsregulierung unter Zu⸗ 
grundelegung des Einheitskurſus am Zwangsregulierungs⸗ 
tage, die dem Nichtſäumigen gemäß der Bedingungen geſtattet 
iſt, iſt keine abſtrakte Berechnung, ſondern ein Selbſteintritts⸗ 
recht des nichtſäumigen Teils, das deshalb erlaubt iſt, damit 
der Nichtſäumige, wenn er dieſelbe Ware, die er für den 
Säumigen zu kaufen, aus einem anderen Grunde für den⸗ 
ſelben Preis zu verkaufen hat, nicht gezwungen iſt, ein un⸗ 
nützes Doppelgeſchäft mit dem Makler abzuſchließen ). 


b) Konkrete Berechnung. 

In Anbetracht deſſen, daß die abſtrakte Berechnung von 
den Uſancen meiſtens nicht zugelaſſen iſt, und unter Berück⸗ 
ſichtigung des Einfluſſes, den jene auf alle Börſengeſchäfte 
. haben werden, wird man ſagen können, daß die konkrete 
Schadensberechnung bei Börſengeſchäften das übliche iſt. 
Hier iſt nun zu ſcheiden, ob ſie der Verkäufer oder der Käufer 
vornimmt. Da weder das Handelsgeſetzbuch noch das BGB. 
über die Art der Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruches 
beſondere Regeln aufſtellen, kommen die allgemeinen Regeln 
des BGB. über den Leiſtungsverzug bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen in Betracht?). Damit tritt aber eine vielbeſtrittene 
Frage in den Vordergrund, die insbeſondere dann von Be⸗ 
deutung iſt, wenn der Verkäufer zur Zwangsregulierung 
ſchreitet. Es handelt ſich darum, was unter Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu verſtehen ſei oder anders ausgedrückt, 
ob der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nur anſtatt der ſäumigen Verpflichtung gegeben wird, 


1) Zadig, S. 14. 
2) Sohm, S. 85. 


„gleichſam als ein Surrogat und im übrigen der 
gegenſeitige Vertrag ſeinem ganzen Inhalt nach 
beſtehen bleibt, insbeſondere die Verpflichtung des 
nichtſchuldigen Teils dem ſchuldigen die Gegen⸗ 
leiſtung zu gewähren“ ). 
oder ob er das urſprüngliche Vertragsverhältnis völlig auflöſt 
und an deſſen Stelle tritt, ſodaß der nichtſäumige Teil von 
der Verpflichtung zur Gegenleiſtung dauernd befreit wird 
und von dem ganzen Vertrage nur der Anſpruch auf Zahlung 
der Differenz übrig bleibt. Letztere Anſicht wird von Schöller 
vertreten ), der ſich auf die Vorſchriften des a. HGB. Art. 343 
und 354/55 beruft, nach denen zwar die Folgen des Verzugs 
des Verkäufers und des Käufers verſchieden geſtaltet ſein, 
die aber in keinem Falle dem nichtſäumigen Teile die Ver⸗ 
pflichtung auferlegen, wenn er Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung fordert, ſeinerſeits die urſprünglich geſchuldete Leiſtung 
zu bewirken. Es tritt alſo nicht der Anſpruch auf Schaden⸗ 
erſatz lediglich an die Stelle der Gegenleiſtung. Dasſelbe 
ergiebt ſich für das BGB., einerſeits aus $ 325, Abſ. 1, S. 2 
und 8 326, Abſ. 2, denn fie können nur fo ausgelegt werden, 
daß wenn die Erfüllung, d. h. die Leiſtung gegen Gegenleiſtung 
infolge des Verzuges für den Nichtſäumigen kein Intereſſe 
hat, die Erfüllung wegen dieſes mangelnden Intereſſes unter⸗ 
bleiben und an ihrer Stelle der Nichtſäumige die Wahl zwiſchen 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung und Rücktritt haben 
ſoll, andrerſeits ergibt es ſich auch daraus, daß das BGB. aus⸗ 
drücklich auf dem alten HGB. fußt. Das wichtigſte Argument 
gibt aber die Denkſchrift zum neuen HGB.), die klar ausdrückt, 
daß S 326 BGB. den Verkäufer wie den Käufer gleichſtellen, 
alſo ſeine Befugniſſe erweitern ſollen. Sie nimmt als ſelbſt⸗ 
verſtändlich an, daß der Verkäufer bei Zahlungsverzug des 
Käufers berechtigt ſei, einen Deckungsverkauf für eigene 
Rechnung vorzunehmen, ein Recht, das ihm wohl bei Annahme⸗ 
verzug gegeben iſt, aber ſonſt in keiner Weiſe zugeſtanden 


1) Schöller bei Gruchot, Bd. 44, S. 609. 
2) Gruchots Beitr., Bd. 44. 
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werden kann, wenn er ſelbſt noch zu ſeiner Leiſtung ver⸗ 
pflichtet bleiben ſollte. Eine weitere Beſtätigung findet dieſe 
Auffaſſung in dem ſpäter zu erörternden 8 376 HGB., der 
nur inſofern eine Beſonderheit enthält, als die Vollziehung 
des Deckungsgeſchäfts bei Fixkäufen gewiſſen Beſchränkungen 
unterworfen iſt. Gerade dieſes letzte Argument wird von 
Kiſchy im entgegengeſetzten Sinne benutzt, daß wenn ein 
Verkauf hier nur unter beſonderen Vorſichtsmaßregeln ge⸗ 
ſtattet ſei, er in allen anderen Fällen überhaupt ausgeſchloſſen 
iſt, wenn fernerhin Kiſch einwirft ?), warum aus dem a. HGB. 
gerade der Grundgedanke des Verkäuferverzug mit ſeiner 
angeblichen Befreiung des vertragstreuen Teils maßgebend 
ſein ſoll, ſo finde ich, gibt er ſelbſt hierauf die Antwort, 
indem er auf den geſetzes⸗politiſchen Standpunkt hinweiſt und 
im Handelsverkehr den Verkäufer ein lebhaftes Intereſſe, ſich 
möglichſt ſchnell der Ware zu entledigen, zuſpricht und an⸗ 
erkennt, daß dem ſäumigen Teil mit der Pflicht zur Zahlung 
der bloßen Differenz mehr gedient iſt, als wenn er Schadens⸗ 
erſatz für das Ganze leiſten müßtes). Im übrigen iſt die 
Anſicht Schöllers zur herrſchenden geworden und das Reichs⸗ 
gericht“) hat ſich auf denſelben Standpunkt geſtellt. Welcher 
Anſicht man auch zuneigen mag, ſo weit es ſich um einen 
Gattungskauf handelt, wie bei allen Börſengeſchäften wird 
man dem nichtſäumigen Verkäufer jedenfalls das Recht zum 
Deckungsverkauf zuſprechen dürfen, denn er bleibt immer in 
der Lage, Ware gleicher Art und Güte zu liefern, eine Anſicht, 


1) Iherings Jahrbücher, Bd. 44, S. 141 ff. 

2) a. a. O., S. 130. 
9) Auch Adler 1. c., S. 140, iſt der Meinung, daß Befreiung von 
der Lieferungspflicht aus § 326 nur durch einen Trugſchluß abgeleitet 
werden könne und hierdurch ein Recht zum Rücktritt verbunden mit 
dem Rechte auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung entſtände, was dem 
Wortlaut des 8 326 zuwiderliefe. Nur falls Zahlungs⸗ und Annahme⸗ 
verzug zuſammenfallen, erkennt er ein diecht auf Preisdifferenz an, die 
auch hier nur durch den Selbſthilfeverkauf nach 8 873 998. ſeſtgeſtelt 
werden könne. cf. Schöller bei Gruchot, Bd. 45. | 

4) Bd. 50, ©. 263. 
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die auch von Kiſch!) gebilligt wird. Es muß demnach dem 
Verkäufer das Recht zugebilligt werden, die Exekution vor⸗ 
zunehmen ). Der Deckungskauf iſt vom Geſetz nicht behandelt 
und findet völlig formlos ohne Mitwirkung irgend eines 
amtlichen Organs — in der Praxis wird er jedoch meiſt mit 
Hilfe eines Maklers vorgenommen — und ohne irgend eine 
Benachrichtigungspflicht ftatt?). Seine Vollziehung iſt nur 
auf die Grundſätze von Treu und Glauben geſtellt. Hervor⸗ 
zuheben iſt, daß der Nichtſäumige ihn lediglich im eigenen 
Intereſſe vornimmt und daher weder als Mandatur, noch 
als Negetiorum gestor des ſäumigen Gegenkontrahenten 
handelt“). Demzufolge fließt ein etwaiger Überſchuß in feine 
Taſche und der ſäumige Teil hat keinen Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe desſelben, vorausgeſetzt, daß die Parteien nicht etwas 
anderes vereinbart haben?). Doch muß der Nichtſäumige 
den etwaigen Überſchuß gegen jedem ihm aus dem Leiſtungs⸗ 
verzug erwachſenen Schaden aufrechnen, er kann nicht etwa 
den Schaden geltend machen und dabei den Gewinn für ſich 
behalten, ſondern es tritt eine compensatio lucri cum damno 
ein, da er nur verlangen kann, was im Endreſultat ſein 
Schaden iſt ). 

Da er ſelbſtändig handelt hängt es auch vollſtändig von 
ihm ab, unter welchen Bedingungen das Deckungsgeſchäft 
geſchloſſen wird, doch wird man ſagen können, je mehr er 
ſich dem urſprünglichen Vertrage nähert, deſto ſicherer wird 


1) a. a. O. S. 153, Anm. 62. 

2) Einen intereſſanten Fall bringt die Leipz. Ztſchr. 08, S. 442, wo 
ein ſolcher Makler, der natürlich das Intereſſe ſeines Auftraggebers zu 
vertreten hat, doch die Papiere, die ihm zu 1190 Mk. angeboten find, 
zu dem höheren Preiſe von 1325 Mk. zum Schaden ſeines Mandanten 
kauft, da das billige Angebot offenbar nur gemacht war, um den Kurs 
unrechtmäßig zu beeinflußen oder um die Differenz, die der in Verzug 
befindliche Bankier dem Auftraggeber zahlen mußte, geringer e 
zu laſſen. 

8) Staub, Exkurs zu 374, Anm. 68. | 

4) RB. 11, S. 199. 15, S. 72. JW. 97, S. 242. 

5) Denkſchrift, S. 3246. 

6) OH S. 122, S. 187. RG., Bd. 15 S. 73. 
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er allen eventuellen Beanſtandungen des ſäumigen Teils 
aus dem Wege gehen und er wird in gewiſſer Beziehung 
auch dazu gehalten ſein, ohne daß es direkt erforderlich 
wäre 1). Nur ein gutgläubiges Handeln und verkehrsübliche 
Sorgfalt wird verlangt werden können?). Aber ſollte er 
ſelbſt eine grobe Fahrläſſigkeit begangen haben, ſo würde 
er trotzdem auf es bezugnehmen können, der Richter hätte 
nur gemäß BGB. 254 die Differenz zu ermäßigen ). Immerhin 
wird letzteres weniger in Betracht kommen, da es an der 
Börſe im allgemeinen möglich und üblich ſein wird, ein 
gleichartiges Geſchäft abzuſchließen. Sollte dies nicht der 
Fall ſein, ſo wird man dem nicht ſäumigen Käufer größere 
Abweichungen geſtatten müſſen, vor allem auch hinſichtlich 
der Sorte und der Qualität der Ware, da er trotz aller 
aufgewandten Mühe oft nicht Waren gleicher Art zu be⸗ 
ſchaffen vermag). Demgemäß muß der ſäumige Verkäufer 
eine entſprechend höhere Differenz zahlen und er könnte 
einen dagegen erhobenen Einwand nur auf die allgemeinen 
Regeln gründen, daß der Käufer wider Treu und Glauben 
verſtoßen, oder grob fahrläſſig günſtige Kaufgelegenheiten 
außer acht gelaſſen habe und eine entſprechende Herab⸗ 
ſetzung der Differenzforderung verlangen. 

Dieſe Nichtregel der Zwangsregulierung durch den Geſetz⸗ 
geber iſt eine Anderung gegenüber dem alten Handelsgeſetz⸗ 
buch, denn dort war dieſer Fall ausdrücklich vorgeſehen und 
durch Artikel 354 der Deckungsverkauf dem nichtſäumigen 
Verkäufer obligatoriſch vorgeſchrieben und den Regeln des 
Selbſthilfeverkaufs ausdrücklich unterſtellt. Ein anderes Recht 
ſtand ihm nicht zu, während dem Käufer die Art der Schadens⸗ 
berechnung überlaſſen war. Hiervon iſt man abſichtlich ab⸗ 
gegangen und hat es beiden Parteien völlig anheimgeſtellt, 
auf welche Weiſe ſie ihren Schaden liquidieren wollen und 
die Denkſchrifts) begründet dies damit, daß 

1) OHG. 14, S. 6. 

2) RG. 11, S. 129. 

3) Diſſertation Erlangen 99, S. 23. 

4) Lehmann⸗Ring, $ 376, Nr. 66. 

5) S. 3246. 
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„Zwangsverkäufe börſengängiger Waren und Wert⸗ 

papiere, bei denen der Erfüllungsverzug des Käufers 

meiſt durch den fallenden Preis veranlaßt wird, 

einen ungünſtigen Einfluß auf die Lage der Börſe 
ausüben und einen weiteren auch dem ſäumigen 

Käufer ſchädlichen Preisdruck zur Folge haben wird.“ 
Immerhin iſt es aber dem Nichtſäumigen geſtattet, den 
Deckungsverkauf nach den Regeln des Selbſthilfeverkanfs 
HGB. 373 vorzunehmen. Bei Firxgeſchäften iſt es ſogar 
geſetzliche Vorſchrift. Er kann alſo die Ware öffentlich ver⸗ 
ſteigern oder durch einen öffentlich ermächtigten Makler aus 
freier Hand verkaufen laſſen. Und tatſächlich findet die 
Exekution, wie fie ſich an der Börſe den Bedingungen gemäß 
vollzieht, freihändig durch einen Kursmakler ſtatt 1). Ge⸗ 
zwungen iſt aber der Nichtſäumige im allgemeinen nicht 
dazu und der Selbſthilfeverkauf findet hier auch inſofern 
eine Abänderung, daß, wenn er auch den Anforderungen 
des § 375 BGB. nicht genügt, er doch der Schadens⸗ 
berechtigung zugrunde gelegt werden kann?). Eine genaue 
Beobachtung der Erforderniſſe des § 373 wird ſchon inſofern 
nicht möglich ſein, als der freihändige Verkauf zum laufenden 
Preiſe geſchehen muß, was bei Börſengeſchäften ſchwer 
halten wird, da wie ſchon oben ausgeführt, durch das auf 
den Marktwerfen einer größeren Menge Waren oder Wert⸗ 
papiere ein Sturz der Kurſe erfolgen und der laufende 
Preis nicht mehr zu ermitteln fein wird?). Doch kommt 
dieſer Umſtand auch bei dem Selbſthilfeverkauf im eigent⸗ 
lichen Sinne „nach dem Willen des Geſetzes nur für die 
Berechnung des Kaufpreiſes in Anſchlag“ ), was unten für 


) Bezüglich der Exekutionsverkäufe von Waren, die einen Boͤrſen⸗ 
oder Marktpreis nicht haben und auch durch Kursmakler vorgenommen 
werden, wie es vielfach geſchieht ek. Dove in der Leipz. Ztſchr. 07, 
S. 578, der die Gültigkeit eines ſolchen Deckungsgeſchüfts Staub 
(Kom. z. HGB. 7 Aufl. § 373 A. 26) gegenüber beſtreitet, da die Kurs⸗ 
makler nicht zu den im BGB. § 383 genannten Beamten gehören. 

2) Düringer⸗ Hachenburg S. 223. 

3) Düringer⸗ Hachenburg S. 219. 

4) OHG, 10, S. 371. Anderer M. OHG. 7, S. 69. 
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den § 376 von Wichtigkeit iſt. Geht der Nichtſäumige den 
Weg der Verſteigerung, was ihm gemäß 254 BGB. nahe 
liegen wird, wenn von einem ſolchen ein höherer Erlös als 
vom Privatverkauf zu erwarten iſt, ſo iſt ſowohl er wie 
ſein Gegenkontrahent berechtigt, mitzubieten, wodurch beiden 
die Gewähr der ſicheren Feſtſtellung des Preiſes gegeben 
iſt ); was vor allem für den Säumigen von Intereſſe 
ſein wird, da zu der Höhe des erzielten Verſteigerungs⸗ 
erlöſes die Höhe ſeiner Differenzzahlung im umgekehrten 
Verhältnis ſteht. Hierdurch ergiebt ji die Merkwürdigkeit, 
daß, wenn der Verkäufer, der noch Eigentümer der Waren 
iſt, den Zuſchlag erhält, ein wirklicher Verkauf garnicht vor⸗ 
liegt, ſondern die ganze Handlung ſich auf die Feſtſtellung der 
vom Säumigen zu zahlenden Differenz bezog 7). 


8 5. Seit der Swangsregulierung. 


Was die Zeit der Vornahme der Zwangsregulierung be⸗ 
trifft, ſo iſt bei der abſtrakten Berechnung auf das Oben⸗ 
geſagte zu verweiſen und vor allem der ſchon berührte Punkt 
hervorzuheben, daß die Pflicht dem ſäumigen Kontrahenten 
eine Nachfriſt zu ſetzen, den Nichtſäumigen nicht ſchlechter 
ſtellen darf. Dasſelbe muß aber auch umgekehrt für den 
ſäumigen Teil gelten, wenn ihm ungerechtfertigterweiſe eine 
Nachfriſt geſetzt wird. Dieſe kann die Berechnung nicht zu 
ſeinem Schaden beeinflußen und iſt überhaupt rechtlich be⸗ 
deutungsloss). Der Säumige iſt daher bei der abſtrakten 
Berechnung nicht verpflichtet eine ihm zum Nachteil gereichende 
Kursänderung mitzudecken, ſondern braucht nur die Differenz 
zwiſchen dem Vertragspreiſe und dem Kurſe zur Zeit des Ver⸗ 
zugs zu zahlen. | 

Handelt es ſich um eine konkrete Schadensberechnuug, 
ſo wird der Nichtſäumige gewöhnlich verpflichtet ſein, das 
Deckungsgeſchäft ſofort nach Ablauf der Nachfriſt vorzunehmen 

1) RG. 5, S. 61. 


2) Lehmann⸗Ring § 373, Nr. 30, § 376, Nr. 93. 
3) RG. 5, S. 104. 
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oder falls eine ſolche nicht möglich war, ſofort mit Eintritt 
des Verzuges!). Das Geſetz läßt es in dieſer Hinſicht an 
jeder Beſtimmung fehlen und wie überhaupt bei der Zwangs⸗ 
regulierung die Parteien infolge des Fehlens jeder geſetzlichen 
Norm völlig freie Hand haben, ſo auch hier. Dementſprechend 
hat das Reichsgericht?) nur den Grundſatz aufgeſtellt, daß 
für den Deckungsverkauf hinſichtlich der Zeit auch der ſonſt 
bei der Zwangsregulierung als allgemeine Richtſchnur 
dienende 8 254 BGB. für maßgebend zu erklären ſei und 
infolgedeſſen kann der Verkäufer für jedes Unterlaſſen den 
Schaden abzuwenden oder zu mildern belangt werden, d. h. 
er haftet für jedes Verſchulden. Wird daher das Deckungs⸗ 
geſchäft zu einer offenbar unbilligen Zeit vorgenommen, auch 
wenn es bona fide geſchieht, ſo wird der ſäumige Käufer 
einwenden können, daß ein ſofort vorgenommener Deckungs⸗ 
verkauf höhere Preiſe erzielt hätte und ebenſo wird der 
ſäumige Verkäufer nicht gehalten ſein, den Deckungsverkauf 
anzuerkennen, wenn die Differenz erheblich größer iſt als ſie 
ſich bei Zugrundelegung des Tageskurſus ergeben hätte). 
Unter Umſtänden wird aber der Nichtſäumige ſchon vor Ab⸗ 
lauf der Nachfriſt bezw. vor Eintritt des Verzuges das 
Deckungsgeſchäft vornehmen können, wenn der Säumige 
beſtimmt erklärt, nicht erfüllen zu wollen) oder z. B. der 
Käufer eine begründete Vermutung dafür hat und daher 
rechtzeitig ſeinen Bedarf decken will oder wenn dasſelbe in 
beiderſeitigen Intereſſe gelegen hats). Jedoch ift ein ſolches 
Handeln inſofern eine zweiſchneidige Maßnahme, als der 
ſäumige Teil noch immer zur Erfüllung berechtigt bleibt 
und das Deckungsgeſchäft damit auf die Gefahr des nicht 
ſäumigen Teils geht, ſoſern nicht das Verhalten des erſteren, 
der erſt Erfüllung verweigert, ſie dann aber vornimmt, gegen 


1) Lehmann⸗Ring 8 376, Nr. 55 und 65, Staub, Exkurs zu 374, 
Anm. 69. RG. 5, S. 105. OHG. 13, S. 246 u. 17, S. 258. 

2) RG. Bd. 57, S. 107. 

3) Lehmann⸗Ring 376, Nr. 65. RG. 5, S. 105. Of G. 14, © 143. 

4) RG. 52, S. 153. 

5) OHG. 14, S. 184, 17, S. 258. RG. 15, T. 70. 
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die guten Sitten verftößt). Dieſen Grundſatz hat das 

Reichsgericht?) zum Ausdruck gebracht, denn | 
„Der Verkäufer verſetzt durch eine ſolche zum vor⸗ 
aus kundgegebene Weigerung den Käufer in die 
Lage, wenn die Umſtände insbeſondere die Not⸗ 
wendigkeit, die Waren zur Lieferungszeit zu beſitzen 
es gebietet, ſofort für Deckung durch anderweitige 
Anſchaffung zu ſorgen und es kann nicht in der 
Willkür des Verkäufers liegen, durch Abgehen von 
ſeiner früheren Erklärung den Käufer, welcher folge⸗ 
weiſe die Ware doppelt anſchaffen müßte, in Schaden 
zu verſetzen.“ 

Demnach iſt der Käufer berechtigt, dieſen vorzeitigen 
Deckungskauf ſeiner Berechnung zugrunde zu legen, auch 
wenn dieſer ſich nach Ablauf der Nachfriſt für den ſäumigen 
Teil günſtiger geſtellt hätte und der Verkäufer kann ihm 
nicht feine Leiſtung aufdrängen). 


8 6. Ort der Swangsregulierung. 


Was ſchließlich den Ort betrifft an dem die Zwangs⸗ 
regulierung vorzunehmen iſt, ſo wird im allgemeinen nur 
die Börſe als Abſchlußort in Betracht kommen. Zwar wäre 
es denkbar, beſonders bei Produkten, daß der Käufer, dem 
nicht geliefert iſt, ein Intereſſe daran hat, den zwangsweiſen 
Ankauf an einem anderen Ort vorzunehmen, doch wird dies 
durch die Bedingungen verboten!). Sollte ausnahmsweiſe 
die Exekution nicht an derſelben Börſe oder überhaupt nicht 
an der Börſe zu erfolgen brauchen, wie es gemäß § 14 der 
Bedingungen für die Berliner Fondsbörſe bei Kontanten 
und Papiergeld geſtattet iſt, ſo wird das Intereſſe des nicht⸗ 
ſäumigen Teils den Ausſchlag geben, ſodaß evtl. auch der 


1) RG. 32, S. 153. 

2) RG. Bd. 7, S. 44. 

3) OHG. IX, 323. 

4) Geſchäſtsbedingungen d. Produktenbörſe zu Berlin für den Zeit⸗ 
handel in Getreide u. Mehl v. 29. 5. 1908. N. VIII. 
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Beſtimmungsort der Waren maßgebend fein kann), da der 
Schaden des Käufers eben darin beſteht, daß er nicht am 
Beſtimmungsorte in der intendierten Weiſe über die Ware 
disponieren konnte?). Doch auch an dieſen Ort iſt er nicht 
gebunden, ſofern er nur zureichende Gründe für die Wahl 
eines anderen vorbringen kann?), z. B. daß an dem betreffenden 
Orte eine Börſe oder ein Markt nicht beſteht. Aber ſelbſt 
dann, wenn dieſe Gründe fehlen, er alſo ungerechtfertigter⸗ 
weiſe das Deckungsgeſchäft an dem anderen Orte abgeſchloſſen 
hat, und infolgedeſſen die Differenz zu Ungunſten des 
Säumigen ausgeſchlagen iſt, ſo folgt hieraus noch nicht, daß 
er das Deckungsgeſchäft nicht mehr zur Grundlage ſeiner 
Schadensabrechnung machen könnte, ſondern der Richter hat 
bei Ermittelung des Schadens dieſen Umſtand zu berück⸗ 
ſichtigen, d. h. er muß feſtſtellen, wie hoch die betreffende 
Ware zu der betreffenden Zeit an dem richtigen Orte im 
Kurſe ſtand und wenn dieſer nicht feſtzuſtellen iſt, muß er 
zu erfahren ſuchen, welcher Preis an dem Orte zu der Zeit 
als angemeſſen gegolten hätte 4. Zur Geltendmachung ſeiner 
auf dieſe Weiſe feſtgeſtellten Schadenserſatzforderung braucht 
der nichtſäumige Teil die zum Nachweiſe des Deckungs⸗ 
geſchäftes erforderlichen Papiere, wie Frachtbriefe und anderes 
nicht im Original vorzulegen, ſondern es genügt einfache 
Rechnungsaufſtellung ö). 


8 7. 
B. Bei Firgeſchäften. | 

Hat das Geſetz für die gewöhnlichen Handelsgeſchäfte jo 
gut wie keine Vorſchriften gegeben, ſo iſt die Zwangs⸗ 
regulierung bei Fixgeſchäften in 8 376 BGB. ausdrücklich, 
geregelt. Zunächſt fällt, wie ſich aus dem Weſen des Ge⸗ 
ſchäftes ergiebt, das Erfordernis der Nachfriſt fort, da eine 
nicht zu dem beſtimmenden Zeitpunkt erfolgende Erfüllung 
y cf. Leipz. Ztſchr. I, S. 160. II, Z. S. 29. 9. 07. 

2) OHG. 24, S. 332, 

8) RG. 15, S. 72. 


4) RG. bei Gruchot, Bd. 28, S. 1062. 
5) Gutachten der Handelskammer zu Magdeburg 1905, S. 12. 
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nicht mehr als Vertragserfüllung gelten ſoll, während das 
des Verzuges, alſo des ſchuldhaften Nichtleiſtens auch hier 
beſteht. Ferner wird der Grundſatz der abſtrakten Schadens⸗ 
berechnung hier und zwar in erſter Linie aufgeſtellt und da 
es weder einer Nachfriſt, noch einer Mahnung, es ſei denn, 
daß der Termin ausnahmsweiſe nicht kalendermäßig beſtimmt 
ſein ſollte, bedarf, kommt der Zeitpunkt der fälligen Leiſtung 
allein in Betracht). Handelt es ſich nicht um einen fixen 
Termin, ſondern um eine fixe Zeitſpanne, wie bei den Termin⸗ 
geſchäften der Produktenbörſe ), jo ſteht es dem Nichtſäumigen 
frei, den ihm günſtigſten Tag zu wählen und ſeiner Be⸗ 
rechnung zugrunde zu legen s). Wählt der Nichtſäumige aber 
den Weg des Deckungskaufes bezw. Verkaufs, der ihm auch 
hier offenſteht, ſo hat das Geſetz ausnahmsweiſe ſeine Be⸗ 
fugniſſe ängſtlich umgrenzt. Zunächſt muß das Deckungs⸗ 
geſchäft ſofort nach dem Ablauf der vertraglichen Leiſtungs⸗ 
zeit oder Friſt erfolgen, um den maßgebenden Preis annähernd 
genau beſtimmen zu können. Ferner muß der Kauf oder 
Verkauf entweder in öffentlicher Verſteigerung oder durch 
einen zu ſolchen Käufen oder Verkäufen ermächtigten Handels: 
makler oder eine zur öffentlichen Verſteigerung befugten 
Perſon geſchehen und zwar zum laufenden Preiſe. Es ſind 
alſo die Formen des Selbſthilfeverkaufs gewahrt und der 
Nichtſäumige, der ſie nicht beobachtet, kann das Ergebnis 
ſeiner Schadenberechnung ebenſowenig zugrunde legen, wie 
einen anderweitig vorgenommenen Deckungskauf, doch könnte 
bei dieſem, ſoweit er in angemeſſener Weiſe vorgenommen 
iſt, die Differenz zwiſchen Vertrag und Marktpreis als 
abſtrakter Schaden geltend gemacht werden!). Der Selbſt⸗ 
hilfeverkauf findet hier im Intereſſe des nichtſäumigen 
Kontrahenten ſtatt, ſodaß dieſer einen etwaigen Mehrerlös 
behalten kann. Wird der Weg der öffentlichen Verſteigerung 
gewählt, ſo können Käufer und Verkäufer mitbieten, da es 


1) Düringer⸗ Hachenburg a. M. Makower, S 376, 5a. 
2) Coſak HR. § 81 III, 1. 

3) Düringer⸗ Hachenburg, $ 376, Nr. 4, Ubi. 2 a. 

4 Staub S 376, Anm. 16. 


ſich lediglich um Feſtſtellung der Differenz handelt. Einer 
vorherigen Androhung bedarf es nicht, ſondern lediglich einer 
nachträglichen, unverzüglichen Mitteilung zur Vermeidung 
von Schadenserſatzanſprüchen. Die Gültigkeit des Geſchäfts 
ſelbſt wird dadurch nicht berührt. 

Eine Beſonderheit beſteht bei Fixgeſchäften noch für den 
Fall des Konkurſes, ſoweit er vor Eintritt der Leiſtungszeit 
eröffnet iſt. 8 18 der Konkursordnung beſtimmt nämlich, 
einmal, daß mit Rückſicht auf die Preisſchwankungen inner⸗ 
halb ſehr kurzer Friſt die dem Konkursverwalter die Spekulation 
auf Koſten des Gegners geſtatten würden ), nur die Zwangs⸗ 
regulierung vorgenommen werden ſollte und dann daß nur 
die abſtrakte Schadensberechnung zugrunde zu legen ſei. 
Für maßgebend iſt der Kurs des Erfüllungsortes oder des 
für denſelben maßgebenden Handelsplatzes erklärt und zwar 
der am zweiten Werktage nach Konkurseröffnung notierte, 
aber notiert für Waren, die erſt zu der betreffenden vertrag⸗ 
lichen Erfüllungszeit fällig werden?). Hieraus und aus der 
Beſtimmung des Abſatz 3, daß, wenn ein ſolcher Preis nicht 
zu ermitteln iſt, Abſ. 1 keine Anwendung finden ſoll, ergiebt 
ſich, daß wenn die Erfüllungszeit auf den Tag der Eröffnung 
oder auf den erſten Werktag fällt, Abſ. 1 keine Anwendung 
findet, weil es am zweiten Werktage keinen Kurs für eine 
Leiſtung, die am 1. fällig war, geben wirds). Den zweiten 
Werktag hat man mit Rückſicht darauf gewählt, daß der 
nichtſäumige Teil um ein gleichartiges neues Geſchäft zu 
demſelben Preiſe abſchließen zu können, die Möglichkeit haben 
muß, das Deckungsgeſchäft am Regulierungstage abzuſchließen, 
was aber kaum am Tage der Konkurseröffnung geſchehen 
kann, da dieſe meiſtens am Schluſſe der Börſe erfolgen oder 
doch nicht vorher bekannt werden wird“). 


1) Coſack, HR. 8 4. 6, 1. 

2) Motive S. 49. 

3) Wilmowski⸗Lewy, Anm. 5. 
4) Motive S. 49. 


8 8. 
C. Zwangsregulierung insbeſ. bei Teilleiftung. 


Iſt der Säumige nur bezgl. eines Teils der Leiſtung in 
Verzug gekommen, fo enthält das NHGB. im Gegenſatz zum 
Artikel 359 keine beſondere Beſtimmung, es greift vielmehr 
BGB. § 326 durch, der auf die Vorſchriften des § 325 
Abſ. 1 Satz 2 verweiſt, d. h. der Umfang der vorzunehmenden 
Exekution richtet ſich danach, ob der nichtſäumige Teil an 
der Erfüllung des Vertrages ein Intereſſe hat oder nicht. 
Vorausſetzung iſt nur, daß die Leiſtung bis zum Ablauf der 
Nachfriſt teilweiſe nicht bewirkt wird, nicht iſt es dagegen 
notwendig, daß die teilweiſe Nichterfüllung in die Friſt fällt, 
weil dann der nichtſäumige Teil, dem vor Setzung der Friſt 
teilweiſe geleiſtet iſt, im Falle dieſe Leiſtung für ihn kein 
Intereſſe hat, überhaupt keinen Schadenserſatzanſpruch hat!). 
Sein Intereſſe muß der Nichtſäumige beweiſen, was ihm 
bei Börſengeſchäften nicht immer leicht ſein wird, da es ſich 
hierbei um Genusſachen handelt, er ſich alſo den fehlenden 
Teil durch einen Deckungskauf wird beſchaffen können. 
Denkbar iſt es immerhin auch, z. B. wenn es ſich um eine 
beſtimmte Anzahl Aktien handelt, um eine Majorität zu er⸗ 
langen und dieſe Papiere überhaupt nicht in geringerer Zahl 
gehandelt werden. Liegt ein ſolcher Fall vor, ſo kann der 
Nichtſäumige hinſichtlich der ganzen Leiſtung die Zwangs⸗ 
regulierung vornehmen, aber unter Zurückerſtattung der 
bereits empfangenen Teilleiſtung, denn dieſe hat eben für 
ihn kein Intereſſe ). 

Hat aber die teilweiſe Erfüllung für den nichtſäumigen 
Kontrahenten noch Intereſſe, wofür die Vermutung ſpricht, 
dann kann er die Exekution nur betreffs des noch nicht ge⸗ 
leiſteten Teils vollziehen „während der bereits erfüllte Teil 
des Vertrages ſich als ſelbſtändig zu erledigen ablöſt“?). 

Entſprechendes gilt für das Fixgeſchäft, da §S 375 HGB. 


1) RG. 50, S. 141/42. 
2) BGB. 323, 280, Abſ. 2. 
3) Keyßner bei Staub 374, Anm. 129. 


Er. 


für den Fall, daß der Gläubiger ſchon zum Teil erfüllt hat, 
nichts Beſonderes beſtimmt. Demgemäß kann der Nicht⸗ 
ſäumige, wenn die Teilleiſtung vor dem Stichtage erfolgt iſt, 
an dieſem bezgl. des Reſtes die Zwangsregulierung vor⸗ 
nehmen, nach den Regeln, die § 376 für die aufſtellt. Dies 
gilt, ſofern er an der Teilleiſtung ein Intereſſe hat. Hat 
er dies nicht, ſo iſt die Exekution betreffs der ganzen Leiſtung 
ſtatthaft. Für den Fall, daß die Teilleiſtung am Stichtage 
ſelbſt erfolgt, gilt nichts Beſonderes, da die Teilleiſtung 
nicht Erfüllung des Vertrages iſt und dem Nichtſäumigen 
mithin die Rechte aus § 376 zuſtehen ). 


II. Die Zwangsregulierung nach den Bedingungen. 

Wie ſchon am Eingang bemerkt, hat die Zwangsregulierung 
bei den an der Börſe ſelbſt abgeſchloſſenen Geſchäften, die 
naturgemäß weit in den Vordergrund treten, eine speziellere 
und etwas abweichende Regelung durch die einzelnen Be⸗ 
dingungen gefunden. Sie ſoll hier der Überſicht halber von 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften getrennt dargeſtellt 
werden und zwar auf Grund der beſonders ausführlichen 
Bedingungen für die Geſchäfte an der Berliner Fondsbörſe, 
als der wichtigſten deutſchen Börſe, an die ſich die anderen 
mehr oder minder anlehnen; aber auch die anderen Börſen, 
hauptſächlich die von Frankfurt, Hamburg und Wien ſollen, 
ſoweit ſie Beſonderheiten enthalten, berückſichtigt werden. 


8 9. 
a) Bei Kaſſageſchäften. 

Hervorzuheben iſt nun vor allem die ſcharfe, meiſtenteils 
ſehr kurze Umgrenzung der notwendigen Friſten. Es beruht 
dies darauf, daß an der Börſe ſelbſt innerhalb der kleinſten 
Zeitſpanne eine bedeutende Kursänderung vor ſich gehen 
kann, deren ungerechtfertigte Ausnützung dem Gegner er⸗ 
heblichen Schaden zufügen könnte und ein Spekulieren auf 
ſeine Koſten bedeuten würde. Im übrigen ſind die Voraus⸗ 
ſetzungen der Zwangsregulierung bei Kaſſageſchäften, zu denen 


1) Lehmann⸗Ring, $ 376, Nr. 96. 


auch die „per Morgen“ oder „per einige Tage“ geſchloſſenen 
Geſchäfte gehören, andere als die bei Termingeſchäften ent⸗ 
ſprechend dem Unterſchied zwiſchen gewöhnlichem Handels⸗ 
kauf und Fixgeſchäft. Vergl. §8 16 der Bedingungen, wonach 
Zeitgeſchäfte in Ermangelung einer beſonderen Vereinbarung. 
als fix geſchloſſen gelten. Da bei erſteren meiſtens direkte 
Erfüllung bezweckt ſein wird, ohne daß der Tag der Erfüllung 
einen weſentlichen Beſtandteil des Vertrages bildet, iſt der 
nichtſäumige Kontrahent bei Verzug des anderen verpflichtet, 
dieſen innerhalb der erſten 24 Stunden, ſpäteſtens aber bis 
zum 8. Börſentage nach dem Fälligkeitstage zur Erfüllung 
aufzufordern !) und ihm eine Nachfriſt zu ſetzen, deren Minimal⸗ 
dauer ein bis zwei Tage betragen muß, je nachdem die Auf⸗ 
forderung vor 1 Uhr mittag oder danach an der Börſe ge⸗ 
ſchehen iſt. Hierdurch wird das bereits obengeſagte beſtätigt, 
daß man wegen der ſchnellen Abwicklung der Börſengeſchäfte 
eine ſehr kurze Friſt als angemeſſen zu erachten geneigt iſt. 
Da keine Ausnahme gemacht iſt, bedarf es der Nachfriſt 
auch dann, wenn gemäß BGB. § 326, Ab. 2, die Erfüllung 
für ihn kein Intereſſe haben follte). Gleichzeitig mit der 
Friſtſetzung iſt er zur Abgabe der Erklärung gehalten, daß 
er nach fruchtloſem Ablauf der Nachfriſt die Zwangsregulierung 
vornehmen werde, denn daneben ſteht ihm noch ein Rücktritts⸗ 
recht zu, wie im Bürgerlichen Recht, der Unterſchied beſteht, 
nur darin, daß die Wahl der Zwangsregulierung hier ſofort 
getroffen und angezeigt werden muß, nicht erſt ſpäter zu 
erfolgen braucht?). Hat der Nichtſäumige die Setzung dieſer 
Nachfriſt unterlaſſen, ſo hat er ſich durch die Aufforderung 
doch eine Friſt von 4 Wochen gewahrt, innerhalb deren er 
nun die Nachfriſt ſetzen und dann evtl. die Zwangsregulierung 
vornehmen kann. Dieſer Aufforderung iſt dadurch eine große 
Bedeutung beigemeſſen, daß, falls ſie unterbleibt und der 
ſäumige Teil die Erfüllung nicht tatſächlich angeboten hat, 


1) In Breslau bedarf es dieſer Aufforderung nicht. Uſance § 13. 
2) Dieſe Beſtimmung iſt in die Eſſen⸗Düſſeldorfer „Börſengebräuche“ 

ausdrücklich aufgenommen. B. III, 2. N 
) RG. 61, S. 131. 


das ganze Geſchäft als aufgehoben gilt. Iſt die Erfüllung 
auch innerhalb der Nachfriſt nicht bewirkt, ſo iſt der Nicht⸗ 
ſäumige jetzt verpflichtet, die Zwangsregulierung vorzunehmen 
und zwar ſofort am nächſten Börſentage. Der Setzung 
einer Nachfriſt bedarf es, wie hier ausdrücklich vorgeſchrieben 
iſt, dagegen nicht, wenn der ſäumige Teil erklärt hat, nicht 
erfüllen zu können oder zu wollen, ſondern der Nichtſäumige 
hat, ſobald die Erklärung abgegeben iſt, die Pflicht, ſofort 
zur Zwangsregulierung zu ſchreiten. Die etwas ſtrengen 
Beſtimmungen, daß die Zwangsregulierung ſofort an der 
folgenden Börſe zu erfolgen habe, wird dadurch abgeſchwächt, 
daß der ſäumige Teil, auch wenn ſie einen Börſentag zu 
ſpät oder zu früh vorgenommen iſt, doch verpflichtet ſein 
ſoll, ſie anzuerkennen, falls er keinen Nachteil dadurch er⸗ 
litten hat, d. h. der Zwangsregulierungskurs nicht ungünſtiger 
für ihn iſt, als der Einheitskurs des Tages, an dem FR 
eigentlich vorzunehmen war. 


Der Vollzug der Zwangsregulierung iſt entſprechend hei 
neuen, aber war entgegen dem alten HGB. für Käufer und 
Verkäufer gleichmäßig geordnet“). Die abſtrakte Schadens: 
berechnung iſt, wie ſchon oben erörtert, nicht zugelaſſen, an 
ihre Stelle iſt ein Selbſteintrittsrecht getreten, dem allerdings 
der Einheitskurs regelmäßig des Zwangsregulierungstages 
zugrunde zulegen iſt. Ebenſo iſt in den Frankfurter Be⸗ 
dingungen eine abſtrakte Schadensberechnung unbekannt, 
während ſie in Hamburg geſtattet iſt, dort aber der Zwangs⸗ 
regulierung, d. h. dem „Deckungsverkauf“ als Schadenserſatz 
für Nichterfüllung gegenübergeſtellt wird, mit dem Recht, 
einen nachweislich höheren Schaden geltend zu machen. Das 
Regelmäßige iſt alſo der zwangsweiſe An⸗ und Verkauf, 
der nicht beliebig frei erfolgen kann, ſondern an die Mit⸗ 
wirkung eines Kursmaklers gebunden iſt, während das Selbſt⸗ 
eintrittsrecht weniger wichtig iſt. Nebenbei iſt es auch geſtattet, 


1) Eine Ausnahme machen die Eſſen⸗Düſſeldorfer Börſ.⸗Gebräuche. 
Hier muß der Selbſthilſeverkauf an der Börſe durch öffentliche Ver⸗ 
ſteigerung geſchehen, während der Selbſthilfe ankauf ſowohl an der 
Börſe wie auch in freiem Verkehre erfolgen kann. B. III. 2. 
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die Zwangsregulierung, teils in einer Art, teils in der anderen 
Art zu vollziehen. Der Deckungskauf bezw. Verkauf findet hier 
aber nicht wie das gewöhnliche Deckungsgeſchäft lediglich zum 
Vorteil des nichtſäumigen Teils ſtatt, ſondern es iſt beſtimmt, 
daß die Differenz zwiſchen dem Zwangsregulierungs⸗ und 
Vertragskurſe demjenigen Teil zu zahlen iſt, zu deſſen Gunſten 
ſie ſich herausſtellt, das will beſagen, hat der ſäumige Käufer 
richtig ſpekuliert, iſt alſo die Ware, die er billig gekauft hat, 
am Erfüllungstage geſtiegen, ſo ſoll er, obwohl er im Ver⸗ 
zuge iſt, deſſen Gewinn bekommen, denn der Verkäufer, der 
ja im übrigen ſchadlos ausgeht — die Hamburger Bedingungen 
beſtimmen dies ausdrücklich — hat nicht das geringſte An⸗ 
recht darauf. Dadurch erklärt ſich die im erſten Moment 
überraſchende Beſtimmung, daß auch der Säumige die 
Differenz verlangen kann. Iſt umgekehrt der Kurs gefallen, 
alſo zugunſten des Verkäufers umgeſchlagen, ſo liegt keine 
Beſonderheit vor. Dasſelbe gilt natürlich in entſprechender 
Weiſe vom ſäumigen Verkäufer. Portoauslagen, Stempel 
und Zinſen hat ſtets der ſäumige Teil zu zahlen, ebenſo 
muß er dem anderen die übliche Maklergebühr zahlen und 
zwar auch dann, wenn der Schaden durch Selbſteintritt be⸗ 
rechnet, alſo ein Deckungsgeſchäft garnicht vorgenommen 
worden iſt. Iſt die Zwangsregulierung vollzogen), ſo be⸗ 
ſteht für den nichtſäumigen Teil ebenſo wie bei dem Selbſt⸗ 
hilfeverfahren des 8 373 NGB. eine Benachrichtigungspflicht 
und zwar muß dieſer ſofort ſpäteſtens bis mittag 12 Uhr 
des nächſten Tages brieflich genügt werden. Die ſchriftliche 
Mitteilung muß die Angabe des Zwangsregulierungskurſus 
enthalten und auch dann ſtattfinden, wenn der ſäumige 
Kontrahent an der Börſe anweſend iſt und der andere ihn 
davon mündlich in Kenntnis geſetzt hat?), eine Ausnahme 
davon iſt nur zuläſſig, wenn ſich die Kontrahenten gegen⸗ 
ſeitig dahin verſtändigt haben, daß eine ſchriftliche Mitteilung 


. 1) In München darf fie mit Ausnahme von ſolchen, in Wechſeln, 
Geldſorten, Zins⸗ und Dividendenſcheinen, nur an der Hauptbörſe von 
11 bis 1 Uhr ſtattfinden. § 50. 

2) Dowe und Apt, S. 79. 


unterbleiben kann, was ſeitens der großen Banken meiſtens 
geſchehen ift). Die pünktliche Befolgung obiger Vorſchrift 
wird durch die ſtrenge Beſtimmung erzwungen, daß andern⸗ 
falls der ſäumige Kontrahent die Zwangsregulierung nicht 
gegen ſich gelten zu laſſen braucht, der Nichtſäumige alſo 
alle Anſprüche verliert?). Hierdurch wird der Redlichkeit 
des Nichtſäumigen etwas nachgeholfen, denn dadurch, daß Tag 
und Kurs ſofort mitgeteilt werden, iſt es ihm benommen, 
einen ſpäteren günſtigeren vorzuziehen? ). 

Die Durchführung der Zwangsregulierung wird dadurch 
geſichert, daß dem Nichtſäumigen das Recht zugeſprochen 
wird, von dem anderen Kontrahenten Schadenserſatz in 
Geſtalt eines Strafgeldes zu fordern, falls von ihm die 
Zwangsregulierung vorſätzlich vereitelt, erſchwert oder ver⸗ 
zögert worden iſt. Die Höhe dieſes Strafgeldes wird von 
der Dreimänner⸗Kommiſſion endgültig feſtgeſetzt, eine Be⸗ 
hörde, die über von den Börſenbeſuchern freiwillig an ſie 
gebrachte Streitigkeiten nach Stimmenmehrheit entſcheidet“). 

Etwas anders und zwar in einer dem nichtſäumigen 
Teil günſtigeren Weiſe iſt die Zwangsregulierung bei Kon⸗ 
tanten, d. h. Geldſorten und Papiergeld geordnet, da dieſe 
vom Käufer meiſt ſogleich gebraucht werden. Hier bedarf 
es weder einer Nachfriſt, noch der Aufforderung zu erfüllen, 
ſondern die Exekution kann noch am gleichen Tage vorgenommen 
werden und zwar auch außerhalb derſelben und es kann 
Erſtattung des geſamten Intereſſes verlangt werden, jedoch 
ſind dieſe Vorrechte davon abhängig gemacht, daß dem 
ſäumigen Teil innerhalb einer ſehr kurzen Friſt, nämlich 
noch vor Beginn der nächſten Börſenverſammlung davon 
Nachricht gegeben wird. Ein gleiches gilt für Geſchäfte in 
Zins⸗ und eee nur mit der Beſchränkung, 


1) Buchwald, S. 229. 

2) In München wird ausdrücklich hervorgehoben, daß durch dieſe 
Unterlaſſung ein Anſpruch des Säumigen auf Zahlung einer ihm 
günftigen Kursdifferenz nicht aufgehoben wird. Börſ.⸗Ord. § 47. 

3) Trumpler, Bank⸗Arch. V. 8 130. 

9 Obſt, S. 227. 
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daß die Exekution nicht außerhalb der Börſe vorgenommen 
werden darf. Anders iſt die Regelung im vorliegenden 
Falle in den Frankfurter Bedingungen, hier iſt die Zwangs⸗ 
regulierung überhaupt nicht zuläſſig, ſondern der Nichtſäumige 
hat nur ein Rücktrittsrecht nebſt Schadenserſatzanſpruch. 
Die Hamburger Bedingungen enthalten für dieſen Teil 
keine beſonderen Vorſchriften, jedoch enthalten ſie noch die 
allgemeine Beſtimmung, daß jede Differenzberechnung vor 
der Zuſtellung an den Säumigen der Sachverſtändigen⸗ 
Kommiſſion zur Beſtätigung vorzulegen iſt. 

Eine eigentümliche Regelung findet die Zwangsregulierung 
bei Geſchäften „per Erſcheinen“. Dieſe werden in ſolchen 
Papieren geſchloſſen, die den Zeichnern noch garnicht von 
den Demiſſionsſtellen ausgehändigt ſind und kommen vom 
rein juriſtiſchen Standpunkt aus nur als Zeitgeſchäfte in 
Betracht, da ſie erſt zu einem ſpäteren Termin zu erfüllen 
ſind. Da dieſer aber nicht ein genau feſtbeſtimmter Zeit⸗ 
punkt iſt, kann nicht HGB. § 376 zur Anwendung gelangen, 
ſondern es greift BGB. § 326 Platz, mithin iſt dem nicht⸗ 
ſäumigen Teil eine Nachfriſt zu ſetzen)). Die Bedingungen 
enthalten nun inſofern eine Eigentümlichkeit, als ſie die 
Zwangsregulierung nur in einem Falle nach den für Zeit⸗ 
geſchäfte geltenden Vorſchriften erfolgen laſſen, nämlich dann, 
wenn die Werte vom Liquidationsverein ſkontriert werden, 
im anderen Falle kommen die für Kaſſageſchäfte feſtgeſetzten 
Vorſchriften zur Anwendung, da zu den Kaſſageſchäften auch 
die Geſchäfte gezählt werden, bei denen „die Zeit der Er⸗ 
füllung nicht ausdrücklich beſtimmt iſt“ ). 

Was die Zwangsregulierung der Geſchäfte an der Wiener 
Börſe anbelangt, ſo iſt zunächſt auf die Einteilung der Ge⸗ 
ſchäfte hinzuweiſen, die deshalb eine Beſonderheit darſtellen, 
als der in den meiſten Bedingungen hervortretende Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Kaſſa⸗ und Termingeſchäft wenigſtens nicht 
beſteht, dagegen eine andere Einteilung ſtark in den Vorder⸗ 


1) Jakobſon, Bank⸗Archiv J, S. 163. 
9) § 13 zu den Bedingungen der Berliner Fondsbörſe. 
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grund tritt, die in direkte Geſchäfte und ſolche, die mittels 
Arrangement abzuwickeln ſind. 
„Als Regel gilt, daß alle Geſchäfle in Börſen⸗ 
werten, die laut Kundmachung der Börſekammer 
in das Arrangement eingezogen ſind, als mittels 
Arrangement abzuwickelnde Geſchäfte, alle übrigen 
aber als direkte Geſchäfte zu behandeln ſind.“ “) | 
Hierdurch und infolge der Beſtimmungen, daß die aus⸗ 
ſchließlich „per ultimo“ und „per medio“ abgeſchloſſenen 
Zeitgeſchäfte ebenfalls nach der Arrangementeinteilung ab⸗ 
zuwickeln find?), haben die per Arrangement geſchloſſenen 
Geſchäfte eine beſondere Bedeutung und umfaſſen mithin faſt 
alle Zeitgeſchäfte, während alle direkten Geſchäfte als „per 
Kaſſa“ abgeſchloſſen gelten. Infolgedeſſen ſind die Be⸗ 
ſtimmungen über die Zwangsregulierung bei direkten Ge⸗ 
ſchäften im Grunde genommen für Kaſſageſchäfte berechnet. 
Dem Nichtſäumigen ſteht das Recht zum Deckungskauf bezw. 
Verkauf zu und zwar regelmäßig an der Mittagsbörſe des 
Erfüllungstages, nur im Notfalle an der nächſtfolgenden 
Mittagsbörſes)). Soweit Börſenwerte an Morgenbörſen 
regelmäßig gehandelt werden, kann die Exekution auch an 
dieſen vorgenommen werden. Der Setzung einer Nachfriſt 
bedarf es in keinem Falle, da die Vorſchriften event. auch 
für Zeitgeſchäfte in Betracht kommen können, ſondern lediglich 
einer ſchriftlichen Anzeige, die noch an demſelben Tage und 
nicht nur an den ſäumigen Kontrahenten, ſondern auch der 
Kontrolle wegen an die Börſenkammer abzuſenden iſt“), doch 
genügt in letzterem Falle auch eine protokollariſche Meldung, 
ſoweit ſie vor Schluß der Mittagsbörſe desſelben Tages 
erſtattet wird. Eine ſolche Benachrichtigungspflicht beſteht 
betreffs jeder verſuchten, ganz oder teilweiſe durchgeführten 
Zwangsregulierung, außerdem iſt, falls ſie ganz oder teil⸗ 
weiſe unausführbar war, dem Börſenbureau der Name des 


1) 8 1 der Bed. f. d. Wiener Börſe. 
2) f 4d d. Bed. f. d. W. B. 

5) § 14 a. a. O. 

4) Hahn, Diſſ. Berlin 1891, S. 42. 
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mit ihr betrauten Senfalen anzugeben). Die Mitwirkung 
eines ſolchen beeideten Senſalen iſt Zwangsvorſchrift. Im 
übrigen ſtimmen die Vorſchriften mit denen der Berliner 
Börſe überein, was Erſatz einer event. Differenz, Auslagen 
an Senſariä und dergleichen belangt, auch iſt das Deckungs⸗ 
geſchäft zugunſten des Säumigen vorzunehmen, ſo daß ein 
event. Überſchuß ihm verbleibt. Sie gehen über die Berliner 
hinaus, indem ſie noch einen ſonſtigen Schadenserſatzanſpruch 
zubilligen. Die abſtrakte Schadensliquidation wird nicht 
erwähnt. „ | | 

| b) Bei Termingeſchäften. 

Nur in ihren Vorausſetzungen abweichend, iſt die Zwangs⸗ 
regulierung bei Zeitgeſchäften geregelt. Alle Zeitgeſchäfte 
gelten in Ermangelung einer beſonderen Beſtimmung als 
fix geſchloſſen. Der von der Rechtsſprechung aufgeſtellte 
Grundſatz, daß die feſte Zeitbeſtimmung einen „weſentlichen 
Beſtandteil“ des Vertrages bildet, wird hier alſo präſumiert. 
Die Bedingungen gehen über das HGB. 8 376 hinaus, 
indem ſie nicht nur wie dieſes, von der Setzung einer Nach⸗ 
friſt und einer vorhergehenden Aufforderung oder Anzeige3)- 
abſehen, ſondern die Zwangsregulierung allein dem Tat⸗ 
beſtande der Nichterfüllung folgen laſſen, ohne einen Verzug, 
alſo ein ſchuldhaftes Nichtleiſten, zu fordern, wie ſie es bei 
Kaſſageſchäften tun. Die Zwangsregulierung muß ſofort 
an der nächſten Börſe nach dem Erfüllungstage bewirkt 
werden. Iſt dies nicht geſchehen, ſo iſt der Säumige auch 
hier gehalten, ſie als verpflichtend anzuerkennen, ſofern ſie 
nur einen Börſentag zu früh oder zu ſpät vorgenommen iſt 
und ihm Nachteile daraus nicht erwachſen ſind. Für ihre 
Durchführung gelten dieſelben Grundſätze, wie bei Kaſſa⸗ 
geſchäften, die e n e wörtlich über⸗ 


. 98 4 4 4. O. | 
9 8 11 a. a. O. | | 

3) Mit Ausnahme der Bresl. Uſancen, die den Nichtſäumigen bei 
Verluſt aller ſeiner Rechte verpflichten, den Säumigen ohne Verzug 
von der Nichterfüllung in Kenntnis zu ſetzen und erſt dann zur . 
regulierung zu ſchreiten. § 14, 10. N ö 


ein, ebenſo hat der Säumige ſämtliche Koſten auch bei dem 
Selbſteintrittsrecht ſtets die Maklergebühr zu tragen. Des⸗ 
gleichen beſteht die unbedingte Benachrichtigungspflicht, 
widrigenfalls der ſäumige Kontrahent die Exekution nicht 
gegen ſich gelten zu laſſen braucht. Dieſe Vorſchriften ent⸗ 
ſprechen demnach teils denen des S 376 HGB., nur daß an 
Stelle der unbeſtimmten Ausdrücke „ſofort“ und „unver⸗ 
züglich“ die feſt beſtimmte Friſt von rund einem Tage tritt, 
teils enthalten ſie ſtarke Abweichungen, ſo den Verzicht auf 
das Erfordernis des Verzuges und die Nichtzulaſſung der 
abſtrakten Berechnung. Das oben ausgeführte gilt aber nur 
für die Geſchäfte, die direkt zwiſchen den Kontrahenten ab⸗ 
gewickelt werden, während im Falle der Vermittelung des 
Liquidationsvereins die unten zu erörternden Regeln Platz 
greifen. 


In den Frankfurter Bedingungen hat mit Ausnahme, 
daß das Selbſteintrittsrecht nicht erwähnt wird, die Zwangs⸗ 
regulierung eine mit den Berliner Bedingungen faſt voll⸗ 
kommen übereinſtimmende Regelung gefunden, ein Reſultat, 
das man abſichtlich herbeigeführt hat, um bei den engen Ver⸗ 
bindungen zwiſchen der Frankfurter und Berliner Börſe 
ſtörende Abweichungen zu vermeiden) 2). Die Hamburger 
Bedingungen enthalten dagegen inſofern eine tiefergehende 
Abweichung, als ſie einen Unterſchied zwiſchen Kaſſa⸗ und 
Zeitgeſchäften nicht machen und auch für jene weder Ge⸗ 
währung einer Nachfriſt, noch vorgängige Androhung fordernd). 

Infolge des uſancemäßigen Ausſchluſſes des Rücktritts⸗ 
rechtes bei Zeitgeſchäften, welches das Geſetz dem Nicht⸗ 
ſäumigen gewährt und der übereinſtimmenden Vorſchrift 
aller Bedingungen, daß auch dem Säumigen die bei der 
Zwangsregulierung ſich ergebende Differenz zu zahlen wäre, 


9) Trumpler, Bankarchiv VI, S. 128. | 
2) Wörtlich übernommen find die Berliner Bedingungen allein von 
der Leipziger Böiſe. § 13 u. 16. 
3) Vgl. umgekehrt die Eſſen⸗Düſſeldorfer Gebräuche III, 2. 
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wenn fie zu feinen Gunſten ausſchlüge )?), hat man unter 
der Herrſchaft des alten Börſengeſetzes den Schluß gezogen, 
daß es ſich bei derartigen Zeitgeſchäften um ſogenannte 
reine Differenzgeſchäfte handelt. Insbeſondere Leiſt hat 
ſeine Theorie in Band 83 des Archivs für civiliſtiſche Praxis 
auf dieſen Umſtand aufgebaut. Dieſe Theorie wäre aber 
nur dann als richtig anzuerkennen, wenn es ſich um die 
Differenz von Vertrags⸗ und Lieferungspreis handelte und 
nicht um die zwiſchen Vertrags⸗ und Zwangsregulierungs⸗ 
preis, uud wenn außerdem die Zahlung dieſer Differenz 
bereits bei Vertragsſchluß ausbedungen wäre). Jener 
Annahme iſt dann auch von allen Seiten der Einwand 
entgegengeſetzt worden, daß die ſogenannten reinen Differenz⸗ 
geſchäfte an der Börſe nicht vorkommen), und man hat 
dem allgemeinen Anſturm auch nachgegeben, ſo daß infolge 
des neuen Börſengeſetzes (S 58) der Differenzeinwand, ſoweit 
er praktiſch in Frage kam, für offizielle Börſentermingeſchäfte 
beſeitigt iſt, während die inoffiziellen Börſentermingeſchäfte 
den Differenz: und Spieleinwand nach SS 762, 764 unter⸗ 
liegen!). 


8 10. Bei den per arrangement geſchloſſenen Geſchäften. 


Der Liquidationsverein für Zeitgeſchäfte an der Berliner 
Fondsbörſes), der bei der Regulierung der Zeitgeſchäfte eine 
Rolle ſpielt, hat den Zweck, die Abwickelung der einzelnen 
Geſchäfte vermittels der Skontration zu erleichtern. Die 
Skontration ſucht Effektivlieferungen möglichſt zu erſparen durch 


1) cf. das Beiſpiel bei Trumpler Ztſchr. f. d. p. HR. 50, Anm. 68. 

2). An der Eſſen⸗Düſſeldorfer Börſe hat beim Selbſthilfea nkauf nur 
der nichtſäumige Teil Anfpruch auf Zahlung der Differenz III, 2. 

3) Trumpler, Zeitſchrift für Handelsrecht, Bd. 50, S. 449. 

4 Trumpler, a. a. O. Elſter, Wörterbuch I. S. 522. Obſt, S. 277. 
ef. Staub, Nachtrag Erf. z. 376a u. Anm. 3. | 

5) Daß Differenzgeſchäfte auch in Form von Kaſſageſchäften 
geſchloſſen werden können, hat das RG. anerkannt. Urt. I. Z. S. 13. II. 07. 

6) Seine Verwaltung wird von der Bank des Berl. Kaſſenvereins 
geführt. | 
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ein Syſtem von Kompenſationen, Zeſſionen oder Delegationen. 
Soweit möglich wird direkt kompenſiert, danach verbleibende 
Forderungen bezw. Forderungsreſte zediert jeder Gläubiger 
einem Dritten, der ſein eigener Gläubiger und wenn möglich 
wiederum Schuldner ſeines Schuldners iſt. Ebenſo über⸗ 
weiſen die Schuldner ihren Gläubigern einen Dritten zur 
Erfüllung, der ihr Schuldner und andererſeits Gläubiger 
ihres Gläubigers iſt. Dieſe neu entſtandenen Verbindlichkeiten 
werden dann kompenſiert, und das Verfahren ſolange fort⸗ 
geſetzt, bis ſich ein möglichſt kleiner Reſt ergiebt, der ſeitens 
der Delegatare oder Zeſſionare effektiv erfüllt wird). 

Da dem Liquidationsverein faſt alle Bankiers angehören, 
erhält jedes Mitglied zum 25. d. Mts. für jedes Papier einen 
Skontrobogens), in dem eingetragen wird, was der Be⸗ 
treffende an ein anderes Mitglied „zu liefern“ und von 
einem anderen „abzunehmen“ hat. Die einzelnen Skontri 
müſſen miteinander ſtimmen, d. h. der Geſamtſaldo von 
Lieferung und Abnahme muß gleich ſein, da nur Forderungen 
gegen Mitglieder angemeldet werden!). Das Bureau ſtellt 
feſt, wer abzunehmen und wer zu liefern hat, und es findet 
das obenbeſchriebene Verfahren ſtatt, ſodaß, wenn das Papier 
auch öfter veräußert iſt, nur eine einmalige Lieferung zu 
erfolgen braucht. Vereinfacht wird das ganze Verfahren 
noch dadurch, daß die Lieferungen zu einem beſtimmten 
Kurſe, dem Liquidationskurſe erfolgen, der zwei Werktage 
vor Ultimo vom Börſenvorſtand unter Rückſicht auf den 
Tagskurs feſtgeſtellt wird, ſodaß ſchließlich zwiſchen den 
Kontrahenten nur die Differenz zwiſchen dieſem und den 


1) Endemann, Bd. 3, § 448, Nr. 11, S. 1072. 

2) Eine neue Erklärung iſt von Hoffmann in ſeinem Aufſatz: „Die 
Rechtsnatur der Abrechnungsſtelle im Skontrationsverfahren.“ Ztſchr. 
f. d. p. HR. Bd. 65, S. 337 ff. verſucht worden, indem er von dem 
Gedanken ausgehend, daß die Grundlage für die Konſtruktion der 
Skontration in dem Verhältnis zwiſchen den Skontranten und der 
Abrechnungsſtelle zu ſuchen ſei, den ganzen Vorgang auf das Treu⸗ 
händerverhältnis zurückzuführen ſucht. 

8) Obſt, S. 273. 

4) Trumpler, Zeitſchrift für Handelsrecht, Bd. 50, S. 415. 
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vereinbarten Kurſen direkt zu ordnen iſt. Das Verfahren, 
das dabei an Stelle der ſonſtigen Zwangsregulierung tritt, iſt 
folgendes: Der Verein nimmt die Stellung des nichtſäumigen 
Teils ein und verkauft bezw. kauft die nicht abgenommenen 
oder nicht gelieferten Papiere für Rechnung des Säumigen 
am nächſten Börſentage unter Vermittelung eines Kurs⸗ 
maklers. Daneben iſt hier auch die abſtrakte Schadens⸗ 
berechnung zuläſſig, indem lediglich von dem Verpflichteten 
die Differenz zwiſchen dem Liquidationskurs und dem Durch⸗ 
ſchnittskurs des auf den Lieferungstag folgenden Börſen⸗ 
tages von dem Verpflichteten verlangt wird. Sowohl beim 
Deckungsgeſchäft als auch bei der abſtrakten Berechnung hat 
der Verpflichtete neben der Kursdifferenz für alle entſtandenen 
Nachteile zu haften, insbeſondere auch die übliche Makler⸗ 
gebühr zu zahlen. Wie wir ſehen eine gewöhnliche Zwangs⸗ 
regulierung, die nur von dem Verein an Stelle des Nicht⸗ 
ſäumigen vorgenommen wird, was ſich daraus erklärt, daß 
die urſprüngliche Forderung auf Grund des Beitritts der 
Teilnehmer durch die Skontration noviert iſt !). Geſteigert 
ſind ſeine Rechte dadurch, daß, wenn es dem Verein nicht 
gelingt dieſen Schadenserſatz von dem Säumigen beizutreiben, 
er ein Rücktrittsrecht pro rata gegen alle diejenigen hat, die 
Engagements in dem betreffenden Wertpapier mit dem 
Säumigen hatten, ſodaß bei ausgebliebener Abnahme und 
Deckungsverkauf, die welche zu liefern hatten, bei aus⸗ 
gebliebener Lieferung und Deckungsankauf, die welche abzu⸗ 
nehmen hatten, verhaftet find, da fie, falls die Skontration 
garnicht erfolgt wäre, den Schaden hätten tragen müſſen, 
nicht aber haften die Delegatoren, denen der Säumige ver⸗ 
mittelſt der Skontration verpflichtet ward). Ein beim 
Deckungsan⸗ bezw. verkauf erzielter Überſchuß fällt demjenigen 
zu, dem er rechtmäßig zukommt, erſt wenn dieſer nicht zu 
ermitteln iſt, dem Verein anheim. Für die Geltendmachung 
ihrer Anſprüche bezgl. des Verzuges iſt den Mitgliedern 
auch hier eine ſehr kurze Friſt geſtellt, nämlich bis zu dem 
1) OHG. Bd. 20, S. 29. | 
2) Hahn, a. a. O. S. 59. 


auf den Lieferungstag folgenden Börſentag bei Vermeidung 
der Nichtberückſichtigung, gegebenenfalls wird dann ohne 
Aufforderung der Erfüllung ſofort die Exekution vorgenommen, 
insbeſondere bei ſchriftlicher Erfüllungsverweigerung des 
Säumigen. 


Was die Wiener Bedingungen anbetrifft, ſo enthalten 
ſie keine beſonderen Vorſchriften für die Zwangsregulierung 
der Zeitgeſchäfte, ſoweit ſolche überhaupt in Betracht kommen, 
da wie ſchon oben erwähnt, faſt alle Zeitgeſchäfte nach den 
Regeln der Arrangementsordnung durch das Arrangements⸗ 
bureau abgewickelt werden müſſen, denn dieſe Vorſchriften 
beziehen ſich zwangsweiſe auf alle Kontrahenten derartiger 
Geſchäfte, nicht etwa nur wie in Berlin auf die freiwilligen 
Mitglieder des Liquidationsvereins ). Vollzogen wird die 
Abwickelung durch den Wiener Giro⸗ und Kaſſenverein, ins⸗ 
beſondere durch die Exekution, die die nichtſäumige Partei 
bei Verzug verlangen kann. Um ihre Anſprüche zu wahren, 
iſt ſie aber verpflichtet, dem Bureau am Lieferungstage bis 
ſpäteſtens 12 ½ Uhr Mitteilung von der nichterfolgten 
Lieferung bezw. Abnahme zu machen?). Der Deckungs⸗ 
ankauf oder ⸗verkauf wird in der ſchon geſchilderten Weiſe 
durch beeidete Senſale vollzogen s). Eine Benachrichtigung 
der Börſenkammer iſt auch hier erforderlich, insbeſondere 
auch wenn die Unmöglichkeit der Exekution feſtgeſtellt iſt, 
wozu es des Gutachtens zweier beeideter Senſale bedarf. 
Soweit mehrere Deckungsgeſchäfte an einer Börſe für dieſelbe 
Perſon vorgenommen werden, zieht das Arrangementsbureau 
den Durchſchnittskurs für jedes Effekt und aus der Gegen⸗ 
überſtellung desſelben mit dem Liquidationskurs ergiebt ſich 
dann die Differenz. Der Liquidationskurs wird von der 
Börſenkammer feſtgeſetzt, evtl. gilt der Durchſchnittskurs oder 
er wird vom Arrangementsbureau ſelbſt beſtimmt. Die 
Einkaſſierung und Zahlung der Differenzen beſorgt ebenfalls 


1) Arrangementsordnung 8 2. 
2) § 7 d. AO. 
3 8 11 d. AO. 
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das Bureau für Rechnung der Kontrahenten ). Hat ſich die 
Differenz zugunſten des Säumigen ergeben, ſo fällt ſie ihm 
zu und er bekommt den betreffenden Betrag nach Abzug 
der Koſten und einer Proviſion, die dem Verein gebührt, 
von dieſem ausgezahlt ). Der Säumige hat wieder jeglichen 
Schaden, ſowie Zinſen und Maklergebühren zu zahlen. Sind 
dieſe Beträge von ihm nicht beizutreiben, ſo beſteht auch hier 
gleich der Einrichtung des Berliner Liquidationsvereins eine 
Regreßpflicht derjenigen, die mit dem Säumigen die be⸗ 
treffenden Engagements hatten, bei deren Inſolvenz ihrer 
Vormänner uſw., doch beſchränkt ſich die Haftung der Vor⸗ 
männer auf 5 Tage, während der Säumige dauernd ver⸗ 
haftet bleibts). Jeder, der nicht bezahlt hat, wird für inſolvent 
erklärt und eine Art Konkursverfahren gegen ihn eröffnet. 
Das Bureau macht eine Aufſtellung, eine Bilanz, in der ſich 
die zu zahlenden Differenzen, ſowie die aus der Exekution 
gemäß § 13 ſich ergebenden Erſatzanſprüche der Vormänner 
einerſeits und die für den inſolventen eingegangenen 
Differenzen und die Arrangementkaution in Höhe von 
400 Kronen, die dem Verein für alle Verbindlichkeiten des 
Betreffenden haften ſoll, andererſeits einander gegenüber 
ſtehen !). Dieſe Bilanz wird der Börſenkammer übermittelt, 
welche die Verteilung vornimmt, doch werden nur diejenigen 
Gläubiger verhältnismäßig befriedigt, die aus demſelben 
Arrangement Forderungen haben, alle übrigen werden nicht 
berückſichtigt. 

Außer in Berlin und Wien und neuerdings auch in 
Hamburg beſteht eine derartige Einrichtung noch in Frankfurt, 
dort aber Kollektivskonto genannt. Sie entſpricht dem 
Berliner Liquidationsverein, beruht alſo ebenfalls auf Vertrag. 


1) 8 17 d. AO. 
2) 8 12 d. AO. 
3) 8 13/14 d. AO. 
4) 8 21 d. AO. 
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8 11. Bei Sahlungseinſtellung. 


Für den Fall, daß einer der beiden Kontrahenten feine 
Zahlungen vor Eintritt des Erfüllungstages einſtellt, ent⸗ 
halten ſämtliche Bedingungen ziemlich eingehende Vor⸗ 
ſchriften, die im allgemeinen übereinſtimmen. Hervorzuheben 
iſt hier, daß dem Gegenkontrahenten das Recht zugeſprochen 
wird — bei Kaſſageſchäften iſt es ſogar ſeine Pflicht — 
ſofort, d. h. noch an derſelben Börſe, an der er die Zahlungs⸗ 
einſtellung erfahren hat, oder an der unmittelbar darauf 
folgenden die Zwangsregulierung vorzunehmen ). Durch 
dieſe Beſtimmung iſt alſo von dem Erforderniſſe des Ver⸗ 
zuges ausdrücklich abgeſehen und die Nichterfüllung wird 
präſumiert. Das Deckungsgeſchäft muß dem mit dem inſol⸗ 
venten Schuldner geſchloſſenen gleichartig, insbeſondere bei 
Termingeſchäften auch zu derſelben Zeit zu erfüllen ſein, 
während für ſeine Vollziehung die für die gewöhnliche 
Zwangsregulierung geltenden Grundſätze maßgebend ſind. 
Dem ſolventen Teil ſteht dies Recht bereits dann zu, wenn 
der Verpflichtete offenbar zahlungsfähig iſt, oder wenn er 
fällige Verbindlichkeiten nicht beglichen hat. Eine Beſonderheit 
gilt für Geſchäfte auf Prämie, Stellagen und Nochgeſchäfte. 
Sobald nämlich durch die Dreimänner⸗Kommiſſion feſtgeſtellt 
iſt, daß der Abſchluß eines Deckungsgeſchäftes der oben⸗ 
erörterten Art zu gleichem Kurſe nicht möglich iſt, kann der 
zu ſeiner Vornahme berechtigte Kontrahent das Geſchäft für 
ſofort fällig erklären. Die Hamburger Bedingungen ent⸗ 
halten ebenſo wie die Frankfurter für den Fall der Zahlungs⸗ 
einſtellung eine faſt wörtlich gleichlautende Vorſchrift. 

Dieſe Vorſchriften ſollen nach der übereinſtimmenden 
Feſtſetzung aller Bedingungen auch dann noch Geltung be⸗ 
halten, wenn ſpäter das Konkursverfahren gegen den inſol⸗ 
venten Teil eröffnet wird. Sie treffen hiermit eine vom 
§ 18 der Konkursordnung ſtark abweichende Regelung, es 


1) In Breslau iſt allein die Durchſchnittsnotierung im amtlichen 
Kurszettel evtl. das Atteſt eines vereideten Maklers maßgebend § 14, 9. 
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fragt ſich, ob dieſe rechtliche Gültigkeit hat. Dernburg Y) er: 
kennt fie ausdrücklich an und ebenſo erklärt Kohler?) ganz 
allgemein eine abweichende vertragsmäßige Vereinbarung 
für gültig und bindend. Doch geht die herrſchende Anſicht 
wohl dahin, einer ſolchen vor der Konkurseröffnung aus⸗ 
gemachten Beſtimmung die Wirkſamkeit für den Fall des 
Konkurſes zu verſagen und 8 18 für zwingendes Recht zu 
erklären s)). Ob dies aus der Beſtimmtheit des Wortlauts 
geſchloſſen werden kann, indem man ſich auf die Worte 
„nur“ und „dieſer“ ſtützt, erſcheint mir zweifelhaft, zieht 
man nämlich zum Vergleich den 8 376 BGB. heran, fo 
finden wir dort eine ebenſo beſtimmte Ausdrucksweiſe, 
die dem Nichtſäumigen „nur“ ganz ſcharf umgrenzte Rechte 
gibt und doch wird anerkannt, daß es ſich hier um dispoſitive 
Normen handelt, die von den Parteien geändert werden. 
können!). Erfolgreicher ſcheint mir die Berufung auf den Zweck 
des Paragraphen, der das gleiche Intereſſe aller Beteiligten 
im Auge hat, das nicht vom Gemeinſchuldner zugunſten einiger 
Weniger umgangen werden ſoll. In dieſem Sinne äußern ſich 
auch die Motive S. 49, die die Berechnungsart der Uſancen aus⸗ 
drücklich ablehnen unter Hinweis darauf, daß ſchon allein der Akt 
der Zahlungseinſtellung dem Nichtſäumigen nicht immer ſofort 
bekannt werden wird. Aus dieſem Grunde wird man § 18 für 
zwingendes Recht erklären können. Demnach ergibt ſich 
folgendes Verhältnis zwiſchen Geſetz und Bedingungen. 
Geſetzlich vorgeſchrieben iſt die abſtrakte Schadensberechnung, 
während die Bedingungen gerade umgekehrt ein Deckungs⸗ 
geſchäft vorſchreiben. Dieſe Vorſchrift iſt mithin für ungültig 
zu halten. Ebenſo weichen die Zeitbeſtimmungen von ein⸗ 
ander ab. Nach den Bedingungen ſoll die Zwangsregulierung 
noch an derſelben Börſe, an welcher der ſolvente Teil die 
Zahlungseinſtellung erfährt oder an der nächſten vorgenommen 


1) Preuß. Privatrecht 11, $ 118, Nr. 2. 

2) Kohler, Konkursrecht S. 657. 

8) Jäger, Anm. 26. Wilmowski⸗Lewy, Anm. 7. Sarwey b. Boſſert, 
Anm. 7. Seligſoyn, Zeitſchr. f. Ziv. P. Bd. 9, S. 408. 
. 9) Lehmann⸗Ring, S. 97. Nr. 5, § 376, Nr. 95 OHG. Bd. 5, S. 185. 
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werden, nach dem Geſetz iſt allein die Differenz maßgebend, 
wie ſie ſich am zweiten Werktage nach Konkurseröffnung 
ergibt. Ebenſo iſt die Beſtimmung für unverbindlich zu 
erachten, daß die aus der Zwangsregulierung entſpringenden 
Forderungen ſofort zahlbar ſeien, denn gemäß der Konkurs⸗ 
ordnung müſſen auch ſie als Konkursforderung geltend gemacht 
werden, es würde alſo nur eine anteilige Befriedigung ein⸗ 
treten und dementſprechend eine direkte Zahlung an die Be⸗ 
rechtigten gemäß S 30 KG. der Anfechtung unterliegen). 

Die Regelung der Bedingungen iſt alſo gegenüber der 
Konkursordnung ungültig, doch ſind ihre Beſtimmungen des⸗ 
halb nicht zwecklos und entbehren nicht der praktiſchen Be⸗ 
deutung, ſondern ſie behalten ſie für den Fall der Inſolvenz⸗ 
erklärung des Schuldners, wenn das Konkursverfahren nicht 
eröffnet wird, was faſt regelmäßig geſchieht, da die An⸗ 
ſchauungen der Börſe über die Zahlungsunfähigkeit ſtrenger 
ſind ). 

In Wien ſteht das Recht einem Börſenbeſucher für 
zahlungsunfähig zu erklären der Börſenkammer zu und iſt 
an gewiſſe Vorausſetzungen gebunden. Entſprechend den 
Berliner Bedingungen iſt der ſolvente Teil verpflichtet, alle 
laufenden Geſchäfte zu decken, was nach den für die Zwangs⸗ 
regulierung allgemein geltenden Vorſchriften zu erfolgen hat. 
Doch im Gegenſatz zu den angeführten Bedingungen enthält 
§ 13, Abſ. 2. die ausdrückliche Vorſchrift, daß nach Eröffnung 
des gerichtlichen Konkurſes die Regulierung nur nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen erfolgen kann, womit allen Streitig⸗ 
keiten vorgebeugt iſt. 


8 12. Bei Aufgabegeichäften. 

Ein bejonderer Fall der Zwangsregulierung liegt noch 
bei Aufgabegeſchäften vor. Bei ihnen übernimmt nicht der 
eine Kontrahent ſelbſt die Pflicht zur Erfüllung, ſondern er 
verpflichtet ſich nur darin, einen Dritten zu benennen, der 


1) Hahn a. a. O. S. 64. 
2) Seligſohn a. a. O. S. 409. 
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an ſeiner Statt. das Geſchäft erfüllen werde. Dieſe Auf⸗ 
gabe muß bis zum nächſten Börſentage 11 Uhr gemacht und 
ſchriftlich angezeigt ſein, eine ſich zu ſeinen Ungunſten er⸗ 
gebende Differenz zwiſchem Vertrags⸗ und Aufgabekurs hat 
der Pflichtige ſofort zu zahlen. Iſt die Aufgabe nicht ge⸗ 
ſchehen, oder iſt die gemachte Aufgabe vertragswidrig, ſo 
kann der nichtſäumige Teil an demſelben Tage die Zwangs⸗ 
regulierung vornehmen, doch kann letztere von dem nicht⸗ 
ſäumigen Kontrahenten durch Gewährung einer neuen Auf⸗ 
gabefriſt bis zu dem entſprechenden Zeitpunkt des Ablaufs 
dieſer hinausgeſchoben werden. Die dann erforderliche 
Zwangsregulierung geht in der üblichen Weiſe vor ſich, je 
nachdem das Geſchäſt ein Kaſſa⸗ oder Zeitgeſchäft iſt. Die 
Frankfurter Bedingungen regeln nur die Zeitverhältniſſe etwas 
anders, enthalten aber ſonſt die gleichen Beſtimmungen; 
dasſelbe gilt auch von den Wiener Bedingungen, während 
die Hamburger keine beſonderen Vorſchrift enthalten. 

Bezüglich der Zeit gilt, falls am Erfüllungstage keine 
Börſe ſtattfinden ſollte, im allgemeinen der nächſtfolgende 
Börſentag nur bei Ultimogeſchäften der nächſtvorhergehende 
als Erfüllungstag. Unter die Feiertage werden bei Zeit⸗ 
geſchäfte das jüdiſche Neujahrfeſt und Verſöhnungsfeſt mit⸗ 
eingerechnet, doch ſoll eine Zwangsregulierung, wenn das 
Recht hierzu ſchon vor dieſem Tage begründet war, durch 
ſie nicht gehemmt werden. 
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Lebenslauf. 


Geboren am 10. Oktober 1884 zu Hirſchfeld, Kreis 
Pr.⸗Holland, O.⸗Pr., als Sohn des Gutsbeſitzers Theodor 
Schmidt und feiner Ehefrau Louiſe, geb. Matthiae, 
evangeliſcher Konfeſſion, preußiſcher Staatsangehörigkeit, er⸗ 
hielt ich meine Gymnaſialbildung zunächſt auf dem Leſſing⸗ 
Gymnaſium zu Berlin und ſodann auf dem Bismarck⸗ 
Gymnaſium zu Wilmersdorf bei Berlin. Oktober 1906 erhielt 
ich das Zeugnis der Reife in Fürſtenwalde a. Spree. 

Hierauf ſtudierte ich ſechs Semeſter die Rechts⸗ und Staats⸗ 
wiſſenſchaften an den Univerſitäten zu Berlin und Breslau. 

Am 23. Dezember 1909 beſtand ich in Breslau die erſte 
juriſtiſche Staatsprüfung. 

Am 11. Februar 1910 wurde ich zum Referendar ernannt 
und dem Amtsgericht Droſſen . i. M. überwieſen, zugleich 
wurde mir ein Urlaub von 6 Monaten bewilligt, um das 
Bankweſen kennen zu lernen. 

Am 28. Januar 1910 beſtand ich das mündliche Doktor⸗ 
examen. Meiner Militärpflicht habe ich noch nicht genügt. 

Gegenwärtig bin ich bei der Nationalbank für Deutſch⸗ 
land in Berlin beſchäftigt. 
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